
Amtsblatt der k. k. Rsichshaupt - und Residenzstadt Wien . — Nr . 34 , 28 . April 1896.

1896.

Geseke, Vrniri »»»M » und Entscheidnngen,
IV.

sowie

NormaMestiilliiMMil des Gcmemderathes, Stadtrathes und des Magistrates
i» ZIiiPlegrujirite» der OeMindcm'llmltimg und politischen Auitskiiliiong.

Inhalt:
I . Verordnungen und Entscheidungen:

1. Krankenversicherungspflicht des Personales der I . österr . Sparcassa in
Wien.

2. Entscheidung des k. k. Vcrwaltnngsgerichtshofes vom 14 . Jänner 1896,
Nr 152 , betreffend die Sommer -Fahrordnung der Wiener Tramway-
Gesellschaft pro 1894.

3. Verzeichnis der znm Absätze von Giften berechtigten Gewerbslente.
4 . Erhöhung der Verpflegstaxe im allgemeinen öffentlichen Krankenhause

in Stockeran.
5. Sonntagsruhe beim Photographengewerbe.
6. Stempelpflicht für Quittungen über die den landwirtschaftlichen Vereinen

zugekommenen Staats -Subventionen-
7. Abänderung der Bezeichnung der n .-ö. Landes -Fachschule für Maschinen¬

wesen in Wiener -Neustadt und Gleichstellung dieser Anstalt mit den
höheren Staatsgewerbeschulen hinsichtlich des einjährigen Präsenzdienstes
im Eisenbahn - und Telegraphen -Regimeute.

8. Eheschließung ungarischer Staatsangehöriger im Anslande.
9. Vorzugsrecht der Mietzinskrenzer - Umlagen bei executiv versteigerten

Realitäten.
10. Hintanhaltnng der Winkelschreiberei.
11. Zulassung der Julius Rütger 'schen Dachsteinpappenfabrikate zu Dach¬

eindeckungen.
12. Neparatnrsarbeiten an Telegraphen - und Telephonleitungen.
13 . Öffentliche Versteigerungen von für verfallen erklärten Thieren.
14. Öffentliches Krankenhaus in Neuhänsel.
15. Benützung des Check- und Clearingverkehres der Postsparcassa bei Stcuer-

und Gebnrenzahlungen.

16 . Einladung des Corpscommandos zur Intervention bei Wasserrechts-
Vcrhandlungen.

17 . Zur Überwachung des gewerblichen Betriebes der Zahntechniker.
18. Controlierung der Consumvereine.
19. Amtshandlungen bei Todesfällen infolge von Steinblattern.
20 . Vermeidung formaler Gebrechen bei Einberufung der im Sinne des

Einquartierungsgesetzes abznhaltenden Localcommissionen.
21 . Begleitnngsdocnmente für nach Italien zuständige und dahin zu befördernde

Geisteskranke.
22 . Verbot des Hausierhandels im Gebiete der Landeshauptstadt Prag und

der Vorstadtgemeinden Karolinenthal , Smichow , Königliche Weinberge,
A -ckow und Wrschowitz.

23 . Öffentliche Sammlungen.

Normativbestimmnngen . Magistrat:
24 . Marktgebüren -Torif der Stadt Wien.
25 . Abgabe von Hochqnellenwasser für den außergewöhnlichen Bedarf , für

Industrie - und Bauzwecke in den Bezirken XI bis XIX . ^
26 . Abänderung des Organisationsstatntes für die Feuerwehr der Stadt Wien.
27 . Umgangnahme von der Neversintabnlation bei baulichen Herstellungen

im Straßengrnnde , als : Holzeinwurfsöffnungen rc.
28 . Instruction für Genossenschafts -Commissäre.
29 . Controlbücher für Rauchfangkehrungen.
30 . Abänderung einiger Bestimmungen des Normales Uber die den

städtischen Beamten zukommenden Augenscheins -, Kost- und Zehrgelder.
31 . Provisorische Straßenniveau ^.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landesgesetz¬
blatte für Österreich unter der Enns im Jahre 1896
pnblicierten Gesetze und Verordnungen.

I. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

(Krankcnversichernngspflicht des Personales der
U. österr . Sparcassa in Wien . )

Erkenntnis des k. k. Verwaltungsgenchtshoses vom 8 . No¬
vember 1895 , Nr . 5208 (M .-Z . 51640/XVIII ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Ersten

Präsidenten Dr . Grafen Schönborn,  in Gegenwart der Räthe des k. k.
Verwaltungsgerichtshofcs k. k. Senatspräsidenten Dr . Ritt . v. Alter,  der k. k.
Hofräthe Dr . Haberer , Dr . Reissig  und Dr . Freih . v. Schenk , dann des
Schriftführers k. k. Rathssecretärs -Adjuncten Pietsch,  über die Beschwerde
der I . österr . Sparcassa in Wien gegen die Entscheidung des k. k. Ministeriums
des Innern vom 14 . October 1894 , Z . 25992 , betreffend die Krankenversiche-
rnngspflicht ihres Personales , nach der am 8. November 1895 dnrchgeführten
öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages
des Referenten , sowie der Ausführungen des Negierungsrathes Dr . Alexander
Nava,  Generalsccrctärs der I . österr . Sparcassa in Wien , in Vertretung der
Beschwerde und der Gegenansführungen des k. k. Ministerialsecretärs Dr.
Ritt . v. Oncinl,  in Vertretung des belangten k. k. Ministeriums des Innern,
zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.
Entscheidungsgründe:

Mit der angefochtenen Entscheidung wurde ausgesprochen , dass die Ange¬
stellten der I . österr . Sparcassa in Wien als einer gewerbsmäßig betriebenen
Unternehmung im Sinne des Z 1 des Gesetzes vom 30 . März 1888 , R .-G .-Bl.
Nr . 33 , krankenversicherungspflichtig seien.

Der Verwaltungsgerichtshof vermochte in dieser Entscheidung eine Gesetz¬
widrigkeit nicht zu erblicken.

Die Versicherungspflicht ist im Alinea 2, Z 1 des bezogenen Gesetzes,
nebst anderen , hier nicht in Frage kommenden Kategorien von Personen , auch
für alle Arbeiter und Betriebsbeamten festgesetzt, welche bei einer unter die

Gewerbeordnung fallenden oder bei einer sonstigen gewerbsmäßig
betriebenen Unternehmung  beschäftigt sind.

Der hier gebrauchte Ausdruck : „ gewerbsmäßig betriebene Unternehmung"
darf , und zwar insbesondere mit Rücksicht ans den Zweck des Krankenversiche-
rnngsgesetzes , nicht mit dem Begriffe „gewerbliche (als auf unmittelbaren
Gewinn berechnete) Unternehmung " verwechselt werden . Denn in Beziehung
auf die Hilfsbedürftigkeit des in dem Unternehmen beschäftigten Arbeiters im
Krankheitsfalle ist es ganz gleichgiltig , ob das Unternehmen auf Gewinn
abzielt oder nicht, sobald dasselbe nnr überhaupt nach Art der gewerblichen
Unternehmungen eingerichtet ist.

In dem vorliegenden Falle betreibt die beschwerdeführende Anstalt Geld¬
geschäfte ständig und unter Verwendung von Arbeit , somit nach Art eines
Gewerbes oder gewerbsmäßig.

Der Umstand , dass hiebei nach den Statuten der Sparcassa der Rein¬
gewinn (Überschuss) des Unternehmens ausschließlich gemeinnützigen Zwecken
zuzuführen ist, ändert an dem Charakter der von der Sparcassa betriebenen
Geschäfte nichts.

Wenn endlich die Beschwerde sich darauf stützt, dass für den Krankheitsfall
dem Angestellten der Anstalt seitens dieser selbst eine über die Anforderungen
des Krankenversichernngsgesetzes hinansreichendc Sicherstellung gewährleistet sei,
so ist dem entgegenzuhalten , dass die Anwendung des Z 4, Abs. 1 des Kranken¬
versicherungsgesetzes das Ansuchen der Parteien um die Befreiung von der
Krankenversichernngspflicht zur Voraussetzung hat.

In diesen Erwägungen musste die Beschwerde als unbegründet abge¬
wiesen werden.

2 .
(Entscheidung des k. k. Berwaltnngsgerichtshofes vom
14 . Jänner 1896 , Nr . 152 , betreffend die Somnier-
Fahrordnnng der Wiener Tramway - Gesellschaft

pro 1894 .)
Im Ramm Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltnngsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. ersten
Präsidenten Dr . Grafen Schönborn,  in Gegenwart der Räthe des k. k. Ver¬
waltungsgerichtshofes Ritter v. Hennig , Schenck , Dr . Zistler  und Dr.
Freiherrn v. Schenk , dann des Schriftführers k. k. Hofsecretärs von Neu¬
kirchen , über die Beschwerde der Stadtgemeinde Wien gegen die Entscheidung
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des k. k. Handelsministeriums vom 14. September 1894 , Z . 2530 , betreffend
die Ablehnung einer meritorischen Entscheidung in Angelegenheit der Sommer-
Fahrordnung der Wiener Tramway -Gesellschaft, nach der am 3 . Jänner 1896
durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung
des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Richard
Schlesinger , Hof - und Gerichtsadvocaten in Wien , in Vertretung der be-
schwerdeführenden Stadtgemeinde Wien , und der Gegenansführnngen des k. k.
Sectionsrathes Dr . Rudolf Edlen v. Schuster , in Vertretung des belangten
k. k. Handelsministeriums , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

E n t sche i d u n g s g r ü n d e.
Mit dem Erlasse der Statthalterei in Wien vom 29 . April 1894 , Z . 30396,

wurde die für die Zeit vom 1. Mai bis 1. October 1894 giltige Sommer-
Fahrordnung der Wiener Tramway -Gesellschaft genehmigt , nachdem die Ge¬
meinde Wien vorher zur Äußerung über den Entwurf dieser Fahrordnnng
aufgcfordert , sich mit demselben nicht einverstanden erklärt und eine Reihe von
Abänderungsvorschlägen gemacht hatte , welche sämmtlich auf eine Erweiterung
und Verdichtung des Verkehres der Wiener Tramway -Gesellschaft abzielten.
Der dagegen von der Gemeinde eingebrachte Recurs wurde vom Handels¬
ministerium mit der Entscheidung vom 14 . September 1894 , Z . 2530 , dahin
erledigt , dass grundsätzlich daran sestgehalten werden muss , dass jede Fahr¬
ordnung schon vor dem Zeitpunkte ihrer Aktivierung endgiltig festgestellt sei,
und das Handelsministerium daher im Interesse des die Pferdebahn benützenden
Publicnms es für geboten erachtet , an der nun einmal in Kraft getretenen
Fahrordnung nicht abermals Änderungen vorzunehmen.

Die bcschwcrdeführende Gemeinde erblickt darin die Ablehnung einer
meritorischen Entscheidung über ihr NecuiSbegehren.

Der Verwaltungsgerichtshof konnte sich dieser Anschauung nicht anschließen,
denn mit dem angefochtenen Erlasse ist eine meritorische Entscheidung nicht ab¬
gelehnt , sondern vielmehr dahin getroffen , dass an der Fahrordnnng nichts
mehr geändert wird , dieselbe also bestätigt bleibt . In der Begründung wird
nun gesagt, dass dies ans dem Grunde geschehe, weil an der einmal geltenden
Fahrordnnng im Interesse des Publikums nichts mehr geändert werden soll.

Nun hat die Gemeinde Wien in ihrem Necurse nicht die Verletzung
eines ihr zustehenden Rechtes , sondern lediglich Rücksichten des öffentlichen
Interesses für ihre auf die Abänderung der Fahrordnung hinzielenden Vor¬
schläge geltend gemacht und wenn hü nach das Handelsministerium erkennt,
dass die «Stabilität des Fahrplanes in einer Periode alle anderen und auch
die von der Gemeinde geltend gemachten Rücksichten überwiege , so wird darin
eine Rechtsverletzung auch von der Gemeinde nicht erblickt, zumal bei Fällung
der angefochtenen Recursentscheidung (am 14. September 1894 ) die Geltungs¬
periode der Fahrordnung zum größten Theile , bei Zustellung desselben (am
4 . October 1894 ) aber zur Gänze verstrichen , in dem letzteren Zeitpunkte also
die Realisierung einer dem Necurse stattgebeuden Entscheidung physisch un¬
möglich war.

Die Rücksicht auf die Stabilität der Fahrordnung , beziehungsweise die
physische Unmöglichkeit einer Änderung derselben waltete nun allerdings zu der
Zeit nicht ob, als die Gemeinde noch vor Aktivierung der Fahrordnung ihre
Abänderungsvorschläge an die Statthalterei erstattet hatte , und deshalb glaubt
die Gemeinde , „ einen Anspruch darauf zu haben , dass die Berufungsinstanz
ohne Rücksicht darauf , ob die Berufung noch einen praktischen Nutzen haben
kann oder nicht, sich meritsrisch darüber ausspreche , ob die Berufung begründet
war oder nicht."

Es muss auch zugegeben werden , dass iin allgemeinen die Entscheidung
über ein Parteibegehren jenen Sachverhalt zur Grundlage zu nehmen hat,
welcher zur Zeit der Anbringung desselben Vorgelegen ist, dass somit auch die
über ein Rechtsmittel ergehende Entscheidung auf die Basis des Erkenntnisses
erster Instanz zurückzugehen hat . Allein andererseits muss festgehalten werden,
dass es sich,hier — schon nach dem Inhalte der von der Gemeinde Wien
erstatteten Äußerung — nicht um die Feststellung subjektiver Rechte dieser
Gemeinde , sondern um die Geltendmachung der von ihr vertretenen Verkehrs¬
interessen anlässlich eines Verwaltnngsactes handelte , welcher lediglich auf die
den jeweiligen thatsächlichen Verhältnissen angemessene
Wahrnehmung öffentlicher Interessen abzielt.

Eine in dieser Angelegenheit vom Handelsministerinin wann immer ge¬
troffene Verfügung wäre daher zu Gunsten der Gemeinde Wien gegen die
Staatsverwaltung nicht in Rechtskraft erwachsen, so dass durch dieselbe sich die
Staatsverwaltung der Gemeinde Wien gegenüber nicht des Rechtes begeben
hätte , Änderungen der Fahrordnung nachträglich zu genehmigen.

Mit einer Entscheidung , wie sie die Gemeinde anstrebt , hätte also das
Handelsministerium wohl anssprechen müssen, dass und warum zur Zeit des
Änbringens der Gemeiude ihre Forderungen hätten erfüllt oder nicht erfüllt
werden können , das Handelsministerium hätte aber gleichzeitig beigefügt , dass
diese Forderungen zur Zeit der Erledigung des Rekurses theils wegen Ihat-
sächlicher Unmöglichkeit , theils aus Rücksichten auf die Stabilität der Fahr¬
ordnung nicht mehr erfüllt werden können.

Ein solches Erkenntnis , welches hienach für die Periode , auf welche es
sich bezogen hätte , keine Wirkung mehr geäußert hätte , wäre aber auch für die
Zukunft rechtlich ganz wertlos gewesen, weil es bei dem Mangel der Rechts¬
kraft den Staat für die Zukunft auch nicht gebunden hätte , derselbe vielmehr
berechtigt und verpflichtet gewesen wäre , über den Entwurf einer neuen Fahr¬
ordnnng ohne Rücksicht auf die frühere Entscheidung zu erkennen.

Eine Entscheidung , wie sie von der Gemeinde Wien begehrt wird , hätte
also eine Rechtswirknng überhaupt nicht äußern können und daher konnte auch
in der Unterlassung einer solchen Entscheidung eine Rechtsverletzung nicht
erblickt werden , deshalb musste die Beschwerde abgewiesen werden.

3

(Verzeichnis der zum Absätze von Giften berechtigten
Gewerbslente .)

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 20 . Jänner
1896 , Z . 1395 (M .-Z . 15703/VIII ) , dem Wiener Magistrate
Nachstehendes zur Kenntnis gebracht:

Infolge Erlasses des h. k. k. Ministeriums des Innern vom 1. Jänner
d. I -, Z - 30 , wird der Magistrat in Kenntnis gesetzt, dass das in der Mini-
sterialverordnung vom 2. Jänner 1886 , N .-G .°Bl . Nr . 10, erwähnte Ver¬
zeichnis der auf Grund der Gewerbeordnung zum Absätze von Giften be¬
rechtigten Gewerbslente nach dem Stande vom 31 . October 1895 im Verlage
der k. k. Hof - und Staatsdrnckerei bereits erschienen ist. Der Preis für den
Bezug des Verzeichnisses ist der nämliche geblieben wie für die Verzeichnisse
der Vorjahre . Mit Beziehung auf den h. o. Erlass vom 15. Jänner 1895,
Z . 1485 , wird dein Magistrale aufgetragen , auch weiterhin auf das genaueste
darüber zu wachen, dass jeder einzelne zum Absätze von Giften berechtigte
Gewerbsmann mit dem jeweilig neuesten Verzeichnisse versehen sei.

Weiters wurde der Magistrat anfgesordert , die Namen der in Wien
etablierten , zum Giftverschleiße berechtigten Gewerbetreibenden und die Be¬
triebsorte im dortigen Amtsblatte zur öffentlichen Kenntnis zu bringen , eventuell
zu verlantbaren , dass im Bezirke keiner der Gewerbetreibenden zum Absätze
von Gift berechtigt sei.

Schließlich wird der Magistrat daran erinnert , dass der für das Jahr
1896 zu erstattende Bericht mit den bezüglichen Vorlagen zuverlässlich bis
5. November d. I . vorznlegen ist.

U e r z e i chn i s
der zum Absätze von Giften berechtigten Gewerbslente in Wien.

Name des zum Gifwerkanfe
coucessionierten Gewerbs-

mannes
Beschäftigung desselben

Standort
des

Gewerbes

Alder Victor

Benies Hermann,
Benjamin

Baier Robert
(Firma : Felix Neumanu)

Berkowitsch Ernst
(Firma : M . Berkowitsch

L Comp .)

Bondy Emil

Czernicky Adolf

Dum Ludwig
(Geschäftsnachfolger der

Theresia Purkholzer)

Ehmaiin Leo
(Firma : W . I . Rohrbecks

Nachfolger)

Eiseilstädter von Luzias
Emil

(Firma : Gebrüder
Eiseustädter)

Eysank von Maricnfcls
Moriz

Dr . Förster Karl
(Firma : Lenoir L Förster)

Franke Karl

Fritz Gustav und Richard
(Firma : G . L N . Fritz)

Fritz Victor
(Firma : Gebrüder Fritz)

Gemischtwarenhändler und
Erzeuger chem. Prodncte

Handel und Verschleiß von
Giften

Händler mit photographischen
Bedarfsartikeln

Materialwareuhändler

Gifthändler

Händler mit Giften und Groß¬
händler mit pharmaceutischen

Artikeln

Verschleißer von chemischen
Produkten und Bedarfsartikeln

Händler mit physikalischen und
chemischen Geräthschaften

Händler mit Arzeneistoffen und
Mineralwasser

Verschleißer von Droguen und
Chemikalien

Verschleiß von Giften

Händler mit pharmaceutischen
Geräthschaften

Materialwarenhändler

Materialwareuhändler

V. Bezirk und
X . Bezirk

I . Bezirk

I . Bezirk

I . Bezirk

VII . Bezirk

I . Bezirk

VII . Bezirk

I . Bezirk

I . Bezirk

V. Bezirk

IX . Bezirk

I . Bezirk

I . Bezirk

I . Bezirk
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Name des zum Giftverkaufe
concessianierten Gewerbe

mannes
Beschäftigung desselben

Standort
des

Gewerbes

Gaiiiiiaunmiiller Anton

Gstöttuer Johann

Gunesch Gustav

Hauck Wilhelm Philipp

Heiner Georg

Heß Magdalena

Kopp Karl , Ritter von

Kratzer Franz

Krziwanck Karl
(verantwortlicher Geschäfts -

leiter Franz Exuer)

Lambrecht Wilhelm
Heinrich

Lcberl Anton

Material - und Specereiwareu-
händler , Händler mit Giften
und gifthältigen Chemikalien

Gemischtwarenhündler

NNatwialwarenhändler

Mechaniker

Drognist und Gifthändler

Erzeugerin chemischer Produkte

Materialwarenhändler,
Berschleißcr von Giften

Speeerei - , Material - und
Farbwarenhändler

Gifthändler

Verschleißer von Abzugbildern,
Vermischtwarenhändler und

Ölfarbenerzeuger

Materialwarenhändler
Lesch Karl Erzeuger von Guminikapseln

Lipka Josef Gabriel
(Firma : Lipka und Giuliani)

Maxeiii Johann

Verschleißer von Material - und
Parfumeriewaren und

Verbandstoffen

Erzeuger von Türkischroth und
Antimon -Präparaten

Medinger Emil
(Firma : Medinger L Sohn) Specereiwarenhändler

Miller von Aichholz
Vincenz (Firma:

^ I . M . Miller L Comp .)

Moll August sun.

Nägele August
!(Firma : Nägele L Strudelt)

Material -, Colonial - und
Specereiwarenhändler

Materialwarenhändler und
Apotheker

Gemischtwarenverschleiß

Nathansoll Moriz

Naumann Rudolf

Ncnber Wilhelm

Orator Franz

Ormezowsky Siegmund

Gemischtwarcnhändler

Giftverschleiß

Gemischtwarenhändler

Pawlikowstl ) Ignaz
Heinrich

Gemischtwarenhündler

Giftverschleißer

Materialwareuhändler

PcnsenS Walther
(Firma : Josef Huß

Nachfolger)

Psunnhausrr Wilhelni

Pichler Franz

Pieniczkn Josef

Raabe Friedrich Bruno

Radivo Adolf

Rodet Josef
(Firma : W . Mandelblühs
Nachfolger Niklas L Rodet)

Ntaterialwarenhändler

Erzeuger und Verschleißer von
Giften

Buchhändler und Verschleißer
von Lehr- und Unterrichtsmitteln

Verschleißer von Materialwaren
und Chemikalien

Materialwareuhändler

Händler mit Drognen , Material-
und Specereiwaren

Giftverschleiß

IV . Bezirk

V. Bezirk

IX . Bezirk

IV . Bezirk

V. Bezirk

XV. Bezirk

I . Bezirk

III . Bezirk

V. Bezirk

I . Bezirk

I . Bezirk

II . Bezirk

IV . Bezirk

III . Bezirk

r-

I . Bezirk

1. Bezirk

II . Bezirk

X . Bezirk

VI . Bezirk

VII . Bezirk

1. Bezirk

X . Bezirk

I . Bezirk

VII . Bezirk

V. Bezirk

IX . Bezirk

II . Bezirk

I . Bezirk

I . Bezirk

VII , Bezirk

VII . Bezirk

Name des zum Giftverkaufe
couccssionierten Gewerbs-

manues
Beschäftigung desselben

Standort
deS

Gewerbes

Noeder Philipp Anglist

Schaber Ernst Anton
(Firma : H. W . Adler

L Comp,)

Schcibert Andreas

Schlossmann Theodor

Materialwareuhändler

Fabrik elektrischer Telegraphen
und elektrischer Specialitäten

Materialwaren - und Droguen-
verschleißer

Materialwaren - und Droguen-
Verschleiß

Sobel Max

Siist Nikolaus
(Firma : Petzolt L Süß)

Traitler Josef

Commissionshandel mit techn,-
chemischen und pharmaceutischen

Präparaten

Materialwareuhändler

Materialwareuhändler und
Händler mit pharmaceutischen

Präparaten

Tnrinskl ) Johann

Voigt Karl Sou.
iFirma Josef Voigt

L Comp)

Wachtel Bernhard

Wachtel David
(Firma : Eisenschimmel

L Wachtel)

Erzeuger pharmaceutischer
Präparate

Material - und Farbwaren¬
händler und Spirituosen¬

verschleißer

Verschleißer photographischer
Utensilien und Steindrncker

Händler mit photographischen
Artikeln

Weber Karl
(Firma : G . Hell L Comp.

Wibiral Wilhelm
(Firma : A. Pfantzerts

Nachfolger)

Wilhelm Eduard

Will Georg

Warm Franz

Erzeuger pharm , und chemischer
Präparate und Producte

Material - und Farbwaren¬
händler

Droguenhündler

Erzeuger chemischer Producte

Material -, Colonial - und
Farbwarenverschleiß

4 .

III . Bezirk

X. Bezirk

VI . Bezirk

VII . Bezirk

I . Bezirk

I . Bezirk

IX . Bezirk

IX . Bezirk

I . Bezirk

VII . Bezirk

VII , Bezirk

I . Bezirk

I . Bezirk

III . Bezirk

VII . Bezirk

II . Bezirk

(Erhöhung der Verpflegstaxe im allgemeinen öffent¬
lichen Krankenhanse in Stockeran . )

Kundmachung des k. k. n .-ö. Statthalters vom 26 . Jänner
1896 , Z . 4629 (L,G .- u . V .-Bl . Nr . 10 ) :

Der n .-ö. Landesausschuss hat im Einvernehmen mit der k. k. n, -L.
Statthalterei die für das allgemeine öffentliche Krankenhaus in Srockeran per
Kopf und Tag festgesetzte Vcrpflegsgebür vom 1. Jänner 1896 angefangen auf
80 kr. ö. W . erhöht , was hiemit zur allgemeinen Kenntnis gebracht wird.

Durch diese Verpflegsgebürerhöhung wird die von der Gemeinde Stockerau
mit Ausschuss -Beschluss vom 6 . Mürz 1873 übernommene Verpflichtung der
Übernahme der Verpflegskosten für die mittellosen Gemeindeanqehöriqen nicht
berührt.

2 .

(Sonntagsruhe beim Photographengewerbe .)
Die k. k. n .- ö. Statthalterei hat rnit Erlass vom 11 . Februar

1896 , Z . 10467 (M .-Z . 30552/XV11 ) , dem Wiener Magistrate Nach¬
stehendes zur Kenntnis gebracht:

In dem angeschlossenen beim hohen k. k, Handelsministerium überreichten
Einschreiten vom 31 . August 1895 bittet die Photographische Gesellschaft in
Wien um Abänderung der geltenden Vorschriften über die Sonntagsruhe im
Sinne einer Erweiterung der gestatteten Sonntagsarbeit beim Phoioqraphen-
gewerbe.

Der Wiener Magistrat wird zufolge Erlasses des genannten hohen k k
Ministeriums vom 23 . Jänner 1896 , Z . 52647 , angewiesen , die genannte
Körperschaft in Erledigung der vorstehenden Eingabe dahin zu vervescheiden,
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dass das hohe Handelsministerium im Einvernehmen mit dem hohen Ministerium
des Innern sich nicht bestimmt findet , eine Abänderung der dermalen gelten¬
den Vorschriften über die Sonntagsruhe in Ansehung des Photographen-
gemerbes in Aussicht zu nehmen.

Was die sowohl seitens der Photographischen Gesellschaft als auch seitens
des Vereines photographischer Hilfsarbeiter in der mitfolgendcu Eingabe ge¬
stellte Bitte wegen unbeschränkter Gestattung der Sonntagsarbeit während der¬
ben Weihnachtsfeiertagen vorausgehenden Wochen anbelangt , so konnte auf eine
Berücksichtigung dieses Begehrens aus dem Grunde nicht eingegangen werden,
weil nach den Intentionen des vorcitierten Gesetzes eine erweiterte Gestattung
der Sonntagsarbeit aus Anlass des gesteigerten Geschäftsverkehres der Weih¬
nachtszeit und anderer Festtage nur für das Handelsgewerbe und für den dem
Prodnctionsgewerbe zustehenden Verschleiß seiner Waren statthaft erscheint.

«.
(Stempelpflicht für Quittungen über die den land¬
wirtschaftlichen Vereinen zngekonnnenen Staats-

Subventionen .)
Die k. k. n .-ö. Statthaltern hat mit Erlass vom 14 . Februar

1896 , Z . 8457 (M .-Z . 56704/XV ), dem Wiener Magistrate
Nachstehendes bekanntgegeben:

Nachdem das hohe k. k. Ackerbanministerinm wiederholt bemerkt hat , dass
bei den Landesculturräthen , Laudwirtschaftsgesellschaften rc. verschiedenartige
Auffassungen über die Pflicht zur Stempelung der Quittungen über die Sub¬
ventionen des Ackerbauministerinms bestehen, so hat dasselbe mit Erlass vom
22 . Jänner 1896 , Z . 13902 , im Nachstehenden die von dem in dieser Frage
kompetenten k. k. Finanzministerium aufgestellten Grundsätze für die Beur-
theilung der Gebüreupflicht von Empfangsbestätigungen landwirtschaftlicher
Vereine oder Gesellschaften über erfolgte Staats -Subventionen bekannt gegeben:

Nach den aus der Tarifpost 47 a des Gebürengesetzes vom 9. Februar
1850 R .-G .-Bl . 50 , zu entnehmenden Grundsätzen ist die Quittungsgebür von
demjenigen zu entrichten , in dessen Eigenthum der empfangene Betrag über¬
geht Es bildet demnach das Kriterium für die Beurtheilung der Gebüreupflicht
der fraglichen Quittungen der landwirtschaftlichen Vereine und dergleichen der
Umstand , ob der quittierende Verein das Eigenthnm des empfangenden Betrages
erhält oder nicht.

Empfängt nun ein landwirtschaftlicher Verein die Subvention zu einer
nach eigenem Ermessen vorznneh me nd en Verwendung,  dann ist der¬
selbe Eigentümer der Subvention geworden und hat die Quittungsgebür zu
entrichten , und zwar unbeschadet der selbständigen Gebüreupflicht der Quit¬
tungen jener Personen oder Corporalionen , welchen die Subvention nach dem
Beschlüsse des Vereines zugewendct wird und auch unbeschadet des Umstandes,
dass der Verein der Staatsverwaltung die dokumentierte Verrechnung über die
Verwendung der Subvention vorlegt.

Wenn dagegen der Verein die Subvention für bestimmte Zwecke
und mit der Verpflichtung zur ausschließlichen Verwendung der Subvention
für eben diese Zwecke erhält und der Verein nach Maßgabe der in den ein¬
zelnen Fällen obwaltenden thatsächlichen Verhältnisse nicht Eigenthümer der
Subvention wird , sondern bei Verwendung dieser Subvention nur als Ver¬
mittler oder Mandatar die Staatsverwaltung thätig ist, dann find die Quit¬
tungen des Vereines nach Tarifpost 48 lit . o und der Tarifpost 83 a. des Ge¬
bürengesetzes gebürenfrei , und zwar ohne Unterschied, ob die Subvention ihrer
Zweckbestimmung unmittelbar von dem Vereine selbst oder durch andere
Vereine oder Personen zugeführt wird.

In diesen Fällen ist die Quittungsgebür nur von jenen Vereinen oder
Personen zu entrichten , in deren Eigenthum die Subvention durch die Ver¬
mittlung der landwirtschaftlichen Vereine schließlich übergeht.

Wenn in solchen Fällen der die Auszahlung der Staats -Subvention
vermittelnde Verein auch in der Regel verpflichtet ist, der Staatsverwaltung
die dokumentierte Verrechnung über die Verwendung der Staats -Subvention
vorznlegen , so bildet nicht dieser  Umstand den Grund der Gebürenfreiheit der
bezüglichen Quittung , sondern hängt diese Gebürenfreiheit vielmehr ausschließlich
von der in jedem einzelnen Falle zu untersuchenden Vorfrage ab , ob der Verein
Eigenthümer der Subvention wird oder nicht.

7 .

(Abänderung der Bezeichnung der n.-ö. Landes -Fach
schule für Maschinenwesen in Wiener -Neustadt und
Gleichstellung dieser Anstalt mit den höheren Staats
gewerbeschulen hinsichtlich des einjährigen Präsenz-
dienstes im Eisenbahn - und Telegraphen -Regimente .)

Kundmachung des Ministeriums für Laudesvertheidigung
vom 3 . März 1896 , betreffend die Abänderung der Bezeichnung
der n .-ö. Landes -Fachschule für Maschinenwesen in Wiener -Nenstadt
in „niederösterreichische Landes -Gewerbeschule — höhere Gewerbe¬
schule mechanisch -technischer Richtung — in Wiener -Neustadt " und
deren Gleichstellung mit den höheren Staatsgewerbeschulen hinsichtlich

des einjährigen Präsenzdienstes im Elsenbahn - und Telegraphen-
Regimente (R .-G .-Bl . Nr . 51 ) :

Zufolge Verfügung des k. k. Ministeriums für Cnltus nud Unterricht
wurde die Bezeichnung der n .-ö. Landes -Fachschule für Maschinenwesen in
Wiener -Nenstadt in „n .-ö. Landes -Gewerbeschule — höhere Gewerbeschule
mechanisch-technischer Richtung — in Wiener -Neustadl " abgeändert.

Hiedurch berichtigt sich die Beilage II u der mit der hierortigen Ver¬
ordnung vom 15 . April 1889 (R .-G .-Bl . Nr . 45 ) verlautbarten Wehrvorschriften
I . Theil.

Gleichzeitig wird im Einvernehmen mit den betheiligten Centralstellen
den Einjährig -Freiwilligen , welche diese schule mit entsprechendem Erfolge
absolviert haben , gleich jenen der höheren Staatsgewerbeschulen , über ihre
Bitte die Ableistung des Präsenzdieustes beim Eisenbahn - und Telegraphen-
Negimente behufs Ausbildung im Telegraphendienste bewilligt.

Hiedurch erweitert sich die mit der hierortigen Kundmachung vom
22 . August 1891 (R .-G .-Bl . Nr . 130 ) abgeänderte Bestimmung des 8 68 : 3
der Wehrvorschristen , I . Theil.

8 .

(Eheschließung ungarischer Staatsangehöriger im
Anstande .)

Die k. k. n .- ö. Statthalterei hat dem Wiener Magistrate mit
Erlass vom 9 . März 1896 , Z . 20022 (M .-Z . 500I5/XVI ) ,
Nachstehendes znr Kenntnis gebracht:

Das h. k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 25 . Fe¬
bruar 1896 , Z . 31828 ex 1895 , Folgendes eröffnet:

Die ungarischen Gesetzartikel XXXI und XXXIII vom Jahre 1894 über
das Eherecht und über die staatlichen Matrikeln , sowie die hierauf bezüglichen
Durchführungs -Verordnungen sind am 1. Oktober 1895 in Kraft getreten.

Das Giltigkeitsgebiet dieser Gesetze nud Verordnungen erstreckt sich über
alle Länder der ungarischen Krone (insbesondere auch über Stadt und Gebiet
von Fiume ) nur mit Ausnahme von Croaticn und Slavonien.

Da in Croatien und Slavonien die bisherigen Normen über das Ehe¬
recht und über die Matrikeln fortgelleu , so bleiben hinsichtlich der Ehe , welche
ungarische Staatsbürger männlichen oder weiblichen Geschlechtes, die nach ihrer
Gemeindeznständigkeit Croatien -Slavonien augehören , in der diesseitigen Reichs¬
hälfte eingehen , ' die Bestimmungen des Erlasses des k. k. Ministeriums für
Cnltus und Unterricht vom 6. September 1884 , Nr . 7179 (Verordnungsblatt
des genannten Ministeriums , Jahrgang 1884 , S . 284 ), unverändert aufrecht
und 'es bezieht sich das Nachfolgende nur auf Ehen der übrigen ungarischen
Staatsbürger , also derjenigen , welche dem Geltungsgebiete der neuen Gesetze
und Verordnungen angehören.

Aus diesen Gesetzen nud Verordnungen , sowie aus einer bezüglichen
Mittheilung des köuigl. ungar . Ministeriums am Allerhöchsten Hoflager werden
hinsichtlich der Ehe eines ungarischen Staatsbürgers männlichen oder weib¬
lichen Geschlechtes i» der diesseitigen Neichshälfte nachstehende Bestimmungen
unter Beifügung der erforderlichen Bemerkungen hervorgehoben:

Wenn ein ungarischer Staatsbürger im Auslande , worunter nach dem
ungarischen Sprachgebrauch ? auch die im Rerchsrathe vertretenen Königreiche
und Länder der Monarchie verstanden werden , vor einer ausländischen Behörde
eine Ehe schließen will , so stellt darüber , dass die Ehe desselben nach den
Gesetzen seines Vaterlandes keinem Hindernisse unterliegt , auf Grund des über
das erfolgte Aufgebot ausgestellten Zeugnisses des ungarischen Matrikelführers
oder des Nachweises über die Dispensation von dem Aufgebote vom 1. Oktober
1895 angefangen im Sinne des 8 59 des Ges.-Art . XXXI14 vom Jahre 1894
der königl . ungar . Justizminister die Beurkundung aus.

Bisher hat in einem solchen Falle das Ehefähigkeitszeugnis der königl.
ungar . Münster für Cultus und Unterricht ausgestellt.

Der Aufgebotschein bildet nur die Grundlage für das gedachte Zeugnis
des Justizministers , substituiert aber dasselbe nicht und es hat die Partei daher
auf Grund des Aufgebotscheines des ungarischen Matrikelführers , beziehungs¬
weise der erhaltenen Dispens vom Aufgebote unmittelbar beim köuigl. ungar.
Justizminister um die Ausstellung dieses Zeugnisses anzusuchen.

Das diesbezügliche Gesuch und das auf Grund dessen auszufolgende
Zeugnis des Justizministers sind nicht stempelfrei.

Was das vorstehend angeführte Aufgebot , beziehungsweise den Aufgebot¬
schein aubelangt , so wird bemerkt, dass in dem Falle , als ein ungarischer
Staatsbürger im Auslande vor der nach den Gesetzen des Ortes der Ehe¬
schließung kompetenten Behörde eine Ehe eingehen will , diese Ehe gemäß
8 1l3 des Gcs.-Art . XXXI  vom Jahre 1894 über das Eherecht auch in
Ungarn , d. i . im Geltungsgebiete des neuen ungarischen Ehegesetzes, anfgeboten
werden muss.

Diese Bestimmung hat zu gelten ohne Unterschied, ob es sich um einen
Manu oder eine Frau , sowie, ob es sich um eine erste oder zweite, beziehungs¬
weise spätere im Auslände zu schließende Ehe handelt.

Dieses Aufgebot kann jeder Matrikensührer Ungarns auordnen , welcher
nach dem Wohn -,' Aufenthalts -, Heimats - oder Geburtsort der Partei kompetent
ist, das Aufgebot vorzunehmen.

Wenn der ungarische Staatsbürger in Ungarn weder einen Wohn-
aufenthalts - noch Geburtsort hat , die Gemeindeznständigkeit aber zweifelhaft
ist und nur nach längerer behördlicher Verhandlung festgestellt werden könnte,
so hat sich die Partei wegen Anordnung des Aufgebotes an den Matrikelsührcr
in Budapest , Innere Stadt , zu wenden.
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Derjenige ungarische Matrikelführer , welcher das Aufgebot anordnet und
vollzieht , stellt auch den Aufgebotsschein aus . Welche Documenle dem dies¬
bezüglichen Gesuche beizulegen sind, kann nur nach den Umständen des Falles
sestgestellt werden.

Das Verfahren vor dem Matrikelführer ist stempelfrei . Manipulations¬
kosten sind keine zu entrichten.

Von dem in Ungarn vorznnehmenden Aufgebote kann die Dispens von
dem ersten Beamten des competenten Ministeriums (Vicegespan , Bürger¬
meister) , beziehungsweise , falls dieser dieselbe verweigert , vom königl. nngar.
Minister des Innern ertheilt werden (Z 57 des Ges.-Art . XXXIII vom
Jahre 1894 ).

Hievon wird der Wiener Magistrat zur Kenntnisnahme und Darnach-
achtung mit dem Bemerken verständigt , dass dem Erfordernisse des Hofkanzlei-
Decretes vom 22 . December 1814 (Polit . Ges. Sammlg . Nr . 108, Bd . 42,
S . 179), wonach Hierlands sich verehelichende Ausländer sich bei der Trauung
über ihre persönliche Fähigkeit , einen giltigen Ehevertrag einzngehen , gehörig
auszuweisen haben , bezüglich ungarischer Staatsangehöriger durch die Bei¬
bringung der gemäß Z 59 des nngar . Matrikelgesetzes , seitens des königl.
nngar . Jnstizministers ansgestellten Beurkundung entsprochen werde.

Selbstverständlich wird durch diese Beurkundung und durch das in Ungarn
stattfindende Aufgebot , beziehungsweise durch die dortselbst etwa ertheilte
Dispens von demselben die Verpflichtung der hierländigen Traunngsorgane
das österreichische Recht in demselben Umfange , wie bisher , zur Anwendung
zu bringen , nicht alteriert . Es wir ^ alsa namentlich in allen Fällen , auf
welche das österreichische Recht anzuwenden ist, und welche nach diesem Rechte
dispenspflichtig sind, auf der Beibringung einer hierländigen Dispens zu
bestehen und auch den Hierlands in Bezug aus das Aufgebot geltenden gesetz¬
lichen Bestimmungen nach wie vor zu entsprechen sein.

s.
(Vorzugsrecht der Mietzinskrenzer - Umlagen bei

executiv versteigerten Realitäten .)
Das k. k. städt .-deleg . Bezirksgericht Favoriten hat unterm

11 . März 1896 , Z . 8420/1 (III 1893/2607 ) , nachstehenden
Bescheid hinausgegeben (vgl . Amtsblatt Nr . 9 ex 1896 „Ver¬
ordnungen re." I , 1) :

Der hohe k. k. oberste Gerichtshof hat in der Execntionssache des K. I.
durch Dr - L. P . wider I . und E . F . wegen Einbringung von 7000 fl. sammr
Nebengebüren dem Revisionsrecurse der k. k. n .-ö. Finanzprocuratur in Ver¬
tretung der Commune Wien  gegen die Verordnung des k. k. Oberlandes¬
gerichtes in Wien vom 3. December 1895 , Z . 16611 , womit der Bescheid des
k. k. städt.-deleg. Bezirksgerichtes Favoriten in Wien vom 7. October 1895,
Z . 20831 , im Punkte der Einräumung des Vorzugsrechtes für die zum Meist-
bote der Liegenschaft Einl .-Z . 369 , Grundbuch des X. Wiener Gemeindebezirkes
angemeldeten Rückstände an Zins - und Schnlkrenzern mit 368 fl. 18 kr. sammt
Verzugszinsen über Recnrs des K. I . abgeündert und unter Aberkennung des
Vorzugsrechtes ausgesprochen worden ist, dass obige Post von der Meistbots-
vertheilnng ausgeschlossen werde, Folge zu geben und in Abänderung der
obergerichtlichen Reformatentscheidung den Liquidiernngsbescheid des k. k. städt .-
deleg. Bezirksgerichtes Favoriten in Wien vom 7. October 1895 , Z . 2083I/I,
seinem vollen Umfange nach wiederherznstellen befunden , weil die Gemein de-
mietzins - Umlagen , Zins - und Schulkreuzer nicht den Miet¬
parteien anferlegt , sondern dem von der Steuer -Verwaltung auf
Grund und nach Maßgabe der Mietzinsbekenntnisse dem Hans-
eigenthümer vorgeschrieben und ausgemessen wird,  und letzterer
verpflichtet erklärt ist, diese Umlage von den in seinem Hause befindlichen, der
Zinssteuer unterworfenen Localitäten zu berichtigen , weil genannte Umlage
mithin als eine wirkliche , von der Realität selbst im öffentlichen
Interesse abzngebende Steuer und als eine öffentliche Abgabe
anzusehen  ist , und derselben daher als solchen die im Hofdecret
vom 16. September  1825 , Z . 2132 I . G - S ., und im Z 31 der Conc .-
Ord . ausgesprochene privilegierte Rangordnung vor allen
Pfandglänbigern gebürt.

IO.
(Hintanhaltnng der Winkelschreiberei . )

Die k. k. u .- ö. Siulihalleiei Hai dem maglstl 'attschcn Bezirks¬
amte für den XVII . Bezirk mit Erlass vom 16 . Mürz 1896,
Z . 120063 (B .-A .-Z . 11574/XVII ), Nachstehendes znr Kenntnis
gebracht:

Die k. k. Statthalterei findet dem Recurse des F . M . gegen das Er¬
kenntnis des magistratischen Bezirksamtes vom 22 . November 1895 , Z . 34855,
mit welchem ihm unter Strafandrohung die weitere Verfassung von Eingaben
für Parteien gegen Entlohnung verboten wurde , keine Folge zu geben.

Die Beilagen des Berichtes vom 13. December 1895 , Z . 43752 , folgen
mit dem Bemerken zurück, dass die gewerbsmäßige Verfassung von Eingaben
an Behörden nur den hiezu nach dem Staatsministerial -Erlasse vom 18 . Februar
1863 , Z . 2306 , beziehungsweise dem Hofkanzlei -Decrete vom 16 . April 1833,
Z . 8782 , durch eine eigene Concession berechtigten Personen gestattet ist und

die unbefugte Ausübung einer solchen Privat -Geschäftsvermittlnng schon nach
dem Gesetze verboten und nach der Ministerial -Verordnnng vom 30 . September
1857 , R .-G .-Bl . Nr . 198 , zu strafen ist, das Bezirksamt sonach anfgefordert
wird , im Falle M . die Schriftenverfassung noch immer ansüben sollte, gegen
denselben die Strafamtshandlung , jedoch nicht auf Grund der kais. Verordnung
vom 20 . April 1854 , sondern nach der Verordnung vom 30 . September 1857
einzuleiten.

11 .
(Zulassung der Julius Rütger scheu Dnchsteinpappen-

fabrikate zu Dacheindecknngen .)
Kundmachung des k. k. n .- ö. Statthalters vom 17 . März

1896 , Z . 22680 , betreffend die Zulassung der von Julius
Rütgers,  Fabrikanten in Angern und Witkowitz erzeugten
Dachstcinpappenfabrikate zu Dacheindeckungen (L.-G .- und Verord .-
Bl . Nr . 11 ) :

Die k. k. Statthalterei findet nach mit dem n .-ö. Landesausschusse
gepflogenem Einvernehmen die von Julius Rütgers,  Fabrikanten in Angern
und Witkowitz, erzeugten Dachsteinpappenfabrikate auf Grund der von der
k. k. mährischen Statthalterei am 7. April 1894 commissionell vorgenommenen
Feuerprobe als ein feuersicheres Deckmaterial im Sinne des § 44 11t. b der
Bauordnung für Niederösterreich mit Ausschluss von Wien vom 17 . Jänner
1883 , L.-G .- und Verord .-BL. Nr . 36 , und des Z 50 , Absatz 1 der Bauordnung
für Wien vom 17 . Jänner 1883 , L.-G .-- und Verord .-Bl . Nr . 35 , für insolange
anznerkennen , als das erzeugte Materiale die Eigenschaften des geprüften besitzt.

Die Zulassung dieser Dachsteinpappensabrikate wird jedoch ans jene Fülle
beschränkt, in welchen die Nachbarschaft durch den allfälligen Theergeruch nicht
belästigt wird und eine solche Dacheindecknng aus naheliegende mit Gährnngs-
processen arbeitende industrielle Etablissements , wie Bierbrauereien rc. nicht
nachtheilig einwirkt , worüber die Baubehörde in jedem einzelnen Falle zu
entscheiden hat.

Dies wird znr allgemeinen Kenntnis gebracht.

12 .

(Reparatursarbeiten au Telegraphen - und Telephon¬
leitungen .)

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom
18 . März 1896 , Z . 25396 ( M .-Z . 54672/XVII ), dem Wiener
Magistrate Folgendes bekanntgegeben:

Laut Note der k. k. Post - und Telegraphen -Direction für Österreich unter
der Enns vom 13 . März 1896 , Z . 21423/13 , sind infolge des in der Nacht
vom 8. auf den 9. März d. I . eingetretenen starken Schneefalles fast sämmt-
liche Telegraphen - und Telephonleitungen , speciell auch jene des Wiener Local-
Telephonnetzes gestört worden.

Da die schnellste Behebung dieser Störungen im Interesse des allge¬
meinen Verkehres dringend erforderlich ist, mussten die eingeleiteten Repara¬
tursarbeiten ununterbrochen fortgesetzt und auch am Sonntag den 15 . d. M.
vorgenommen werden . Dieses wird dem magistratischen Bezirksamte unter
Hinweis auf Punkt 5, lit . I des Handclsministerial -Erlasses vom 27 . Mai
1895 , Z . 29014 , mitgetheilt und hiebei zufolge des citierten Erlasses bemerkt,
dass die an Telegraphen - und Telephonleitnngen vorznnehmenden Reparaturen
sich als Arbeiten in Nothfällen darstellen , welche gemäß Art . III , Punkt 4
des Gesetzes vom 16 . Jänner 1895 , R .-G .-Bl . Nr . 21 , auch an Sonntagen
ausgeführt werden dürfen.

Werden solche Arbeiten von einem Gewerbetreibenden übernommen , so
hat derselbe selbstverständlich die Anzeigepflicht gemäß Art . IV , Al . 2 des
citirten Gesetzes.

13
(Öffentliche Versteigerungen von für verfallen

erklärten Thieren .)
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom

20 . März 1896 , Z . 24071 (M .-Z . 55766/XV ), Nachstehendes
eröffnet:

Mit der Note vom 17. Februar 1896 , Z . 1051 , hat sich die k. k. Ober¬
staatsanwaltschaft in Wien um Entscheidung der anlässlich eines besonderen
Falles zwischen der k. k. Bezirkshauptmannschaft und der Staatsanwaltschaft
Wiener -Neustadt strittig gewordenen Frage , betreffend die Vornahme öffent¬
licher Versteigerungen von im Sinne des Z 46 des Gesetzes vom 29 . Februar
1880 , R .-G .-Bl . Nr . 35 , vom Gerichte für verfallen erklärten Thieren und
thierischen Rohprodncten , hieher gewendet.

Hierüber wird nun der k. k. Bezirkshauptmannschaft auf Grund eines
eingeholten Rechtsgntachtens der k. k. n .-ö. Finanz -Procuratur in Wien eröffnet,
dass die politischen Behörden ausschließlich znr Veräußerung der nach dem
bezogenen Gesetze dem Verfalle unterliegenden Gegenstände berufen erscheinen,

2
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nachdem gemäß 8 2 des mehrerwähnten Gesetzes bei der Durchführung des¬
selben die Competenz der politischen Behörden überall dort platzgreifen soll, wo
Nicht die einer anderen Behörde ausdrücklich normiert ist. Eine solche Bestimmung
ist aber bezüglich der Vornahme der Versteigerung von Thieren und thierischen
Rohproducten , welche nach Z 46 eit . dem Verfalle unterliegen , im Gesetz
nirgends enthalten , auch nicht im ß 46 , Absatz 4, welchen die k. k. Bezirks¬
hauptmannschaft zur Begründung der vermeintlichen Unzuständigkeit in den
Inschriften an die k. k. Staatsanwaltschaft Wiener -Neustadt vom 16 . December
1895 , Z . 26895 , und 18 . December 1895 , Z . 27115 , anführt.

Dieser Paragraph will nämlich überhaupt die Competenzfrage gar nicht
entscheiden , sondern bestimmt nur , dass außer der in Durchführung eines ge¬
richtlichen Unheiles erfolgenden Veräußerung eine solche auch schon vor einem
derartigen Erkenntnisse unter gewissen Voraussetzungen möglich ist. Die Com¬
petenz der politischen Behörde zur Durchführung dieser außerordentlichen
Versteigerung ist in der allgemeinen Vorschrift des ß 2 citiert begründet , und
geschieht der politischen Behörde im Alinea 4 als der Berechtigten nur deshalb
Erwähnung , weil im vorhergehenden Alinea von den in die Competenz des
Gerichtes fallenden Functionen gesprochen wird.

Die Interpretation des ß 46 , Absatz 4 cit., wonach derselbe jene Fälle
taxativ aufzählen soll, in welchen bei einer Veränderung von verfallenen
Gegenständen die politische Behörde einzuschreiten berufen wäre , wie sie die
k. k. Bezirkshauptmannschaft gibt , ist mit der Textierung der fraglichen Gesetzes-
stelle unvereinbar.

Wäre diese Auffassung richtig , so müsste das Wörtchen „ auch" im Sinne
von „nur ", und der Ausdruck „berechtigt " als gleichbedeutend mit „competent"
genommen werden , eine Auslegung , deren Unzulässigkeit sich aus den allge¬
meinen Regeln über Interpretation (HZ 6 und 655 a. b. G .) ergibt . Außer
diesen juristischen Bedenken sprechen aber auch die praktischen Consequenzen gegen
die Auffassung der k. k. Bezirkshauptmannschaft , weil im Falle der Richtigkeit
der dortigen Auffassung die Veranlassung der Feilbietung in den meisten Fällen
Sache des Gerichtes wäre , während doch die Unterbringung und Verwahrung
der betreffenden Thiere und Thierproducte stets der politischen Behörde obläge,
ein Ergebnis , das offenbar der Ökonomie der Verwaltung widerspräche.

14 .
(Öffentliches Krankenhaus in Neuhänsel .)

Das königlich ungarische Ministerium des Innern in Budapest
hat mit Note vom 20 . März 1896 , Z . 20785 (M .-Z . 61201 ),
dem Wiener Magistrate Nachstehendes bekanntgegeben:

Es wird dienstfreundlich mitgetheilt , dass dem neuerbauten Krankenhause
in Neuhäusel vom 1. März 1896 an der Charakter eines öffentlichen Spitales
verliehen und die Einhebung von Verpflegskosten per 68 kr. pro Tag pro 1896
und 1897 gestattet wurde.

15 .
(Benützung des Check- und Clearingverkehres der
Poftfpareafsa bei Steuer - und Geburenzahlungen . )

Verordnung der Ministerien der Finanzen und des Handels,
einverständlich mit dem Obersten Rechnungshöfe , vom 24 . März
1896 , betreffend die Benützung des Anweisungs -(Check- und
Clearing -) Verkehres der Postspareasia bei Steuer - und Gebüren-
zahlungen in Niederösterreich (N .-G .-Bl . Nr . 52 ) :

Zur Erleichterung bei Entrichtung der Staatsabgaben findet das k. k.
Finanzministerium im Einvernehmen mit dem k. k. Handelsministerium und
dem k. k. Obersten Rechnungshöfe zu bestimmen , dass , vom 1. Mai 1896 au¬
gefangen , Zahlungen an directen Steuern sammt Zuschlägen und an Militär¬
taxen , dann an Stempeln und unmittelbaren Gebüren , Gebürenäquivalent,
Verbrauchsstempel und Effectenumsatzsteuer , welche an eine ärarische Perceptions-
cassa in Niederösterreich zu entrichten sind, sowie Zahlungen an directen Steuern
sammt Zuschlägen an das Central -Steueramt der Stadt Wien und au die
städtischen Steueramtsabtheilungen in den Wiener Gemeindebezirken — auch
im Wege des k. k. Postsparcasseuamtes , und zwar entweder in barem bei jedem
Postamte oder von Contoinhabern im Check- und Clearingverkehre des Post-
sparcassenamtes durch Überweisung des entfallenden Betrages von ihrem Conto
auf jenes der percipierenden Cassa unter nachstehenden Modalitäten geleistet
werden können.

Zu jeder derartigen Zahlung oder Überweisung sind die zu diesem Zwecke
eigens in drei verschiedenen Formularien aufgelegten und bei den Postämtern
und Briefmarkenverschleißern um den Preis von 5 kr. pro Stück erhältlichen
Einzahlungsscheine zu benützen.

Die Steuereinzahluugsscheine sind entweder:
a) ohne Vordruck des Namens einer Cassa für Zahlungen an directen

Steuern und Militärtaxe bei den Steuer - und Hauptsteuerämtern Nieder¬
österreichs und bei der k. k. Finanzcassa als Steucramt in Hietzing, oder

d ) mit vorgedruckter Adresse des Central -Steueramtes der Stadt Wien
(I ., Rathhaus ) für Zahlungen von directen Steuern an dieses Central-
Steueramt oder an die in den einzelnen Gemeindebezirken Wiens bestehen¬
den Steueramtsabtheilungen bestimmt.

<0 Die Gebüreneiuzahlungsscheine sind für alle Zahlungen an den früher
genannten Gebüren bei der k. k. Taxamtscassa und den k. k. Finanzcassen
in Wien , sowie bei den k. k. Steuer - und Hauptsteuerämtern Nieder-
östcrreichs bestimmt . >>r ) Z

Die Einzahlungsscheine müssen genau im Sinne der auf denselben ent¬
haltenen „ Belehrung für die Parteien " ausgefüllt sein, widrigenfalls sie nicht
zur Effectuieruug angenommen werden könnten.

Zahlungsanweisungen auf die vorbenannten Abgaben mittels Check allein,
ohne Beilegung des ordentlich ausgcfüllten Einzahlungsscheines , werden nicht
angenommen.

Auch können Zahlungsanweisungen im Clearingverkehre nur daun be¬
rücksichtigt werden , wenn das Guthaben des Contoinhabers nach Abrechnung
der L>tammeinlage noch zur vollen Deckung des angewiesenen Betrages ausreicht.

Gesellschaften, Anstalten und Personen , welchen kraft gesetzlicher Anord¬
nung oder zufolge besonderer Bewilligung die unmittelbare Entrichtung der
Gebüren oder der Effectenumsatzsteuer obliegt , haben bei Entrichtung dieser
Abgaben im Anweisungsverkehre die besonderen Erlagsdocumente (Gebüren-
journale , Erlagsscheine u . dgl .) gleichzeitig an die Cassa, an welche die Zahlung
geleistet wird , unmittelbar einzusenden.

Bei Entrichtung des Verbrauchsstempels von Zeitschriften , Kalendern und
Spielkarten oder sonstiger Stempelgebüren behufs Aufdruckes (Signatur ) des
Stempelzeichcns (Frachtbrief -, Ncchuungsstcmpcl rc.) im Anweisungsverkehre
haben die Parteien , wie bisher , Erklärungen (Declarationen ) über die Gattung
und Anzahl der Stempelabdrücke unter Vorweisung des Empfangsscheines des
Postamtes über die geleistete Einlage , beziehungsweise Angabe der Serie und
Nummer des Checks bei der Cassa zu überreichen . Die Bewilligung zum
Stempelabdrucke kann in solchen Fällen erst dann ertheilt werden , wenn die
Cassa von der geleisteten Zahlung durch das Postsparcassenamt in Kenntnis
gesetzt ist.

Als Zeitpunkt der im Wege des Postsparcasseuamtes giltig geleisteten
Zahlung gilt bei Barzahlungen der Tag der Übergabe des Einzahlungsscheines
an das Postamt , bei Überweisungen im Check- und Clearingverkehre der Tag
der Buchung des Checks beim Postsparcassenamte , welcher der Partei in beiden
Fällen auf dem an sie zurückgelangenden Empfangsscheine des Einzahluugs-
blankettes mittels des Post - (beziehungsweise Postsparcaffenamts -) Stempels
ersichtlich gemacht wird.

Über jede im Wege des Postsparcasseuamtes geleistete Zahlung wird dem
Zahler eine besondere „ amtliche Bestätigung " der percipierenden Cassa über die
Verrechnung des eingezahlten Betrages zukommen , und es erscheint der Zahler
gegenüber dieser Perceptionscassa immer nur mit jenem Betrage liberiert , dessen
tatsächliche Verrechnung diese amtliche Bestätigung aufweist.

1«.

(Einladung des Corpscorninandos zur Intervention
bei Wasserrechts -Berhandlungen .)

Das k. n . k. II . Corpscommando hat mit Zuschrift vom
26 . März 1896 , B .-A Nr . 850 (M .-Z . 58365/XV ), an den
Wiener Magistrat nachstehendes Ersuchen gestellt:

Es sind wiederholt Fälle vorgekommen , dass Einladungen zur Inter¬
vention bei Wafferrechtsverhandlungen direct an die Commanden der die be¬
treffenden Objecte benützenden Truppen oder Anstalten gelangten und durch
die weitere Vorlage der Einladung , die nach dem Wafferrechtsgesetze vom
Jahre 1870 zur Information der berufenen Vertreter vorgeschriebene und auch
nöthige Zeit nicht mehr zu Gebote stand.

Das Corpscommando ersucht daher in künftigen Füllen von allen der¬
artigen Verhandlungen nur das Corpscommando in Kenntnis zu setzen, worauf
wegen der Vertretung von hier aus das Erforderliche veranlasst werden wird.

17 .

(Zur Überwachung des gewerblichen Betriebes der
Zahntechniker .)

Magistratsdirector Krenn  hat unterm 27 . März 1896,
M .-Z . 46540/XV1I , an sämmtliche magistratische Bezirksämter
nachstehenden Erlass gerichtet:

Die Wiener Ärztekammer hat unterm 7. Mürz d. I ., Z . 27, folgende
Zuschrift anher gerichtet:

„Mit Erlass der hohen k. k. n .-ö. Statthalterei vom 15. Jänner d. I.
wurde der Wiener Ärztekammer die Abschrift eines Erlasses derselben vom
15. Jänner 1896 , Z . 91401 , au den löblichen Magistrat intimiert , welcher
sich auf die Hintauhaltung der Vornahme zahnärztlicher Operationen in den
Gewerbebetrieben der Zahntechniker bezieht und in welchem angeordnet wird,
dass gegen jene zur Ausübung der ärztlichen Praxis berechtigten Ärzte , welche
sich mit Hintansetzung der ärztlichen Standesrücksichten aus Gewinnsucht zum
Deckmantel derartiger Befugnisüberschrcitungeu hergcben , die Anzeige an die
Ärztekammer erstattet werde.
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Deal Vernehmen nach wurden dem löblichen Magistrate , beziehungsweise
den magistratischen Bezirksämtern schon eine Reihe von Anzeigen gegen Zahn¬
techniker, welche unter Mithilfe von Ärzten zahnärztliche Praxis unbefugt
ausitbeu , erstattet.

Der gefertigte Kammervorstand beehrt sich daher das diensthöfliche Er¬
suchen zu stellen, der löbliche Magistrat wolle verfügen , dass in jedem solchen
zur Anzeige gebrachten Falle die Acten der Ärztekammer zur Einsichtnahme
behufs .eventueller Einleitung des ehrenräthlichen Verfahrens im Sinne des
ß 12 Ärztekammergesetzes zugemittelt werden ."

Hievon werden sämmtlichc magistratische Bezirksämter zur Kenntnisnahme
und Darnachachtung verständigt . .

(Der obciticrte Statthalterei -Erlass vom 15 . Jänner 1896 , Z . 91401,
erscheint bereits im Amtsblatte Nr . 26 , „ Verordnungen rc ." III , 9 sseite 28s
vollinhaltlich abgedruckt.)

18 .

(Controlierutig der Consumvereine . )
Die k. k. n . -ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom

28 . März ' 1896 , Z . 18920 (M .-Z . 62754/XVIII ), dem Wiener
Magistrate Nachstehendes zur Kenntnis gebracht:

Mit dem Erlasse vom 5. November 1888 , Z . 7320 ox 1884 , des hohen
k. k. Handelsministeriums (intimiert mit dem h. o. Erlasse vom 16. November
1888 , Z . 62432 ), betreffend die Consumvereine und Lebensmittelmagazine,
wurde unter Anderem darauf aufmerksam gemacht, dass die Consumvereine
nur daun an Nichtmitglieder verkaufen dürfen , wenn ihre Statuten die aus¬
drückliche diesfällige Bestimmung enthalten , und wenn sie auf Grund dieser
Statuten den Verkehr mit dem Publicum bei den Gewerbebehörden angemeldet
haben , und dass sohin solchen Consumvereinen , hinsichtlich welcher die obigen
Bedingungen für den Verkauf an Nichtmitglieder nicht vorhanden find , der
Verkehr mit dem Publicum zu untersagen , und wenn sie solche Geschäfte
dennoch betreiben , gegen dieselben nach den Strafbestimmungen der Gewerbe¬
ordnung vorzugehen ist.

Infolge Auftrages des hohen k. k. Handelsministeriums vom 21 . Februar
1896 , Z . 72680 ox 1895 , wird diese Anordnung mit der Aufforderung in
Erinnerung gebracht , hinsichtlich solcher Consumvereine , welche im Sinne der
obigen Ausführungen zum Verkaufe an Nichtmitglieder nicht berechtigt sind,
die Controle zu üben , ..ob sie ihre Befugnisse nicht überschreiten , und den
eventuell konstatierten Übergriffen entgegenzutreten.

Zugleich wird darauf ^aufmerksam gemacht, dass Consumvereine , gleichviel»
ob sie ihre Thätigkeit statutenmäßig auf ihre Mitglieder beschränken oder nicht,
solche Unternehmungen , zu welchen eine staatliche Bewilligung (Concession)
erforderlich ist, und gemäß Z 92 des Gesetzes vom 9. April 1873 , R .-G .-Bl.
Nr . 70 , nur auf Grund einer solchen Bewilligung zu betreiben berechtigt sind.

IS.
(Amtshandlungen bei Todesfällen infolge von Stein¬

blattern .) !

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat unterm 4 . April ' 1896,
Z . 22425 (M .-Z . 65442/VIII ) , dem Wiener Magistrate Nach¬
stehendes zur Kenntnis gebracht:

Das hohe k. k. Ministerium des Innern hat mit Erlass vom 29 . Februar
dieses Jahres , Z . 2076 , angeordnet , dass mit Rücksicht auf die in den vier¬
wöchentlichen Berichten über das Vorkommen von Infektionskrankheiten be¬
züglich einiger Länder ausgewiesenen , wenn auch vereinzelten , angeblichen
Todesfälle an Steinblattern , damit nicht etwa Blatternerkrankungen verkannt,
auf diese Weise der behördlichen Kenntnis entzogen und die erforderlichen
Tilgungsmaßnahmen unterlassen werden , bei jedem Sterbefalle an Steinblattern
sofort die erforderlichen Erhebungen durch dm Amtsarzt gepflogen und nölhigen-
falls die sanitätspolizeiliche Obduction der Leiche zur Klarstellung der Todes¬
ursache vorgenommen werde.

Hievon wird der Magistrat mit dem Bemerken in die Kenntnis gesetzt,
dass über das Erkenntnis dieser Amtshandlungen in dem bezüglichen vier¬
wöchentlichen Rapporte zu berichten sein wird.

20 .

(Vermeidung formaler Gebrechen bei Einbernfnng
der im Sinne des Eingnartiernngsgefetzes abzn-

haltenden Localeommisfionen .)
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 4 . April

1896 , Z . 28641 (M .-Z . 66502/XVI ) , dem Wiener Magistrate
Nachstehendes bekanntgegeben:

Anlässlich eines speciellen Falles , in welchem wahrgenommen wurde,
dass einer im Sinne des Einquartierungsgesetzes einberufeneu gemischten Local-
commissiou ein Vertreter der Intendantur nicht beigezogeu war , wird dem

Magistrate infolge Erlasses des hohen k. k. Ministeriums für Landesvertheidigung
vom 19. März 1896 , Nr . 4411/964 , II l>, unter Hinweis auf die Bestimmung
des aä Z 5 : 5a  der Ministerial -Verordnung vom 27 . Juli 1895 , R .- G .-Bl.
Nr . 119 , bekanntgegeden , dass cs behufs Vermeidung formaler Gebrechen der
Vvtgeschriebenen diesbezüglichen commissionellen Erhebung Aufgabe des Com¬
missionsleiters ist, sich davon zu überzeugen , dass die Zusammensetzung der
gemischten Localcommission eine best bestehenden Vorschriften entsprechende
und vollständige ist/

21 .
'w°'i . VI M«>Ä lnrr .
(Begleitnrigsdocumente für nach Italien zuständige

und dahin zn befördernde Geisteskranke .)

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 7 . April
1896 , Z . 9810 ( M .-Z . 68943/XVI ) , Nachstehendes dem Wiener
Magistrate eröffnet.

Aus einem von der Landesregierung in Kärnten vorgelegten Berichte
des Polizei -Commiffariates in Pontafel hat das hohe k. k. Ministerium des
Innern entnommen , dass diesem Commiffariate häufig von Irrenanstalten zur
Übergabe an die königl. italienischen Grenzbehörden in Italien heimatberechtigte
Geisteskranke zugesendet werden , deren Übernahme wegen Mangel der Zu-
ständigkeitsdocumente oder der von den Anstaltsärzten verfassten Krankengeschichte
verweigert oder wenigstens bis zur Beibringung der fehlenden Paviere verzögert
wird . Die Kranken müssen dann in solchen Fällen in der Grenzgemeinde , wo
es an den entsprechenden Vorkehrungen fehlt , untergebracht werden , was zumal
dann , wenn es sich um gemeingefährliche Irrsinnige handelt , mit großer
Schwierigkeit verbunden ist.

Nachdem ähnliche Vorkommnisse auch in anderen Grenzstationen sich
ereignen können , wird der Wiener Magistrat infolge Erlasses des k. k. Mini¬
steriums des Jnuern vom 24 . Jänner 1896 , Z . 38768 ox 1895 , angewiesen,
die Leitungen der in Wien bestehenden Privat -Jrrenanstalten zu verständigen,
dass sie dem Begleiter eines nach Italien zu bringenden Geisteskranken die
von einer königl . italienischen Staats - oder Gemeindebehörde ansgefertigte
Zuständigkeitserklärnng  und die von den Anstaltsärzten verfasste
Krankengeschichte  des Irrsinnigen mitzugeben haben.

In der Regel wird überhaupt wegen Übernahme derartiger Kranken mit
den königl . italienischen Behörden im vorgeschriebenen dienstlichen Wege vorher
das Einvernehmen zu pflegen sein.

22 .

(Verbot des Hausierhandels irn Gebiete der
Landeshauptstadt Prag uud der Vorstadtgemeinden
Karolinenthal , Smichow , Königliche Weinberge,

ÄLkow und Wrfchowitz . )
Verordnung des Handelsministeriums im Einvernehmen mit

den Ministerien des Innern und der Finanzen vom 10 . April
1896 , R .-G .-Bl . Nr . 49:

Auf Grund des Z 10 des kaiserlichen Patentes vom 4 . September 1852
(R -.G .-Bl . Nr . 252 ) und des Z 5 der Vollzugsvorschrift zu demselben wird
der Hausierhandel im Gebiete der Landeshauptstadt Prag und der Vorstadt-
gemeinden Karolinenthal , Smichow , Königliche Weinberge , 2iLkow und Wrscho-
witz vom 1. Juli 1896 ab uutersagt.

Dieses Verbot findet auf die Angehörigen der im ß 17 des Hausier¬
patentes und in den betreffenden Nachtragsverordnungen angeführten , bezüglich
des Hausierhandels besonders begünstigten Gegenden keine Anwendung.

Durch dieses Verbot wird auch die im Z 60 , Absatz 2 der Gewerbe¬
ordnung erwähnte Feilbietung der dort bezeichneten Artikel des täglichen Ver¬
brauches von Haus zu Haus oder auf der Straße nicht berührt.

23 .

(Ösfentliche Sammlungen .)
Die k. k. u .-ö. Statthalterei hat mit Decret vom 18. März 1896,

Z . 24480 (M .-Z . 54661/III ), dem Vereine „Kinderbewuhranstalt " in
Simmering  die Bewilligung ertheilt , durch drei Monate , d. i . vom 1. April
bis Ende Juni 1896 im Erzherzoglhume Niederösterreich eine Sammlung milder
Spenden zu Vereinszwecken bei bekannten Wohlthätern , somit nicht von Haus
zu Haus veranstalten zu dürfen . Dasselbe Recht , und zwar auf sechs Monate,
d. i. vom 15. Äpril bis 15. October 1896 , hat diese Behörde mit Decret vom
25 . März 1896 , Z . 26226 (M .-Z . 59889/III ), dem Vereine zur Erziehung
katholischer Lehrlinge in Wien,  mit Decret vom 25 . März 1896,
Z . 24074 (M .-Z . 63301/III ) , dem kath . Waisenhilfsvereiue in Wien
und mit Decret vom 31 . März 1896 , Z . 29287 (M .-Z . 66498/III ), dem
Maria Elisabethen - Vereine in Wien,  und zwar diesen beiden letzteren
bis 31 . December 1896 zuerkannt.

Ferner hat der Wiener Magistrat mit Decret vom 27 . März 1896,
M .-Z . 49569/III , dem Fra uen - Woh lthätigkeitsvereine im  III . Be¬
zirke  die Bewilligung ertheilt , bis 31 . März 1897 im Wiener Gemeindegebiete
für Vereinszwecke Spenden zu sammeln.

2*
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II. Norilmtivlikllimimmgeii.
Magistrat:

24
(Marktgebüren -Taris der Stadt Wien .)

(Festgesetzt mit dem Gemeinderaths-Beschlusse vom 17. November
1887, Z . 7256, genehmigt mit dem Erlasse der k. k. n. ö. Statthalterei
vom 3. December 1887, Z . 65322. Giltig vom 1. Jänner 1888 an.)

I. Standgebürcn
g.) für alle auf den Viktualienmärkten, auf Straßen und Plätzen

befindlichen Stände , und zwar nach folgenden Gruppen:

auf sämmtlichen
Märkten im I. Be¬
zirke, auf L. Kiirnth-
nerthormarkte im IV.
Bezirke und auf den
Platzen u. Straßen

außerhalb der
Markte IN alten zehn

Bezirken für

stabile trans-
pnrtabl«
Stände

auf allen übrigen
Marktplätzen in
den Bezirken II

bis X für

stabile
Stände

trans¬
portable
Stände

Gebiir für je l Lüageumclcr dcd
Standplatzes pro Tag

I . Gruppe:
der Fleischhauer, Fleischverschleißer, Fleisch¬
selcher, Wildbrethändler , Geflügelhändler und

Fischhändler

II . Gruppe:
Marktvictualienhändler , Grünwarenhändler,
Sauerkranthändler ,Mehl - und Hülsenfrüchten-
händler , Fettwarenhändler , Eierhändler , Brot-
und Würstelverschleißer,Obsthändler, Blumen¬
händler , Gärtner , Milchhändler , Bogelhändler,
Händler mit diversen Marktartikeln und

Flecksieder

III . Gruppe:
Kurz- und Zndnstriewarenhändler , Christ-
banmhändler , Verschleißer von Kuchengebäck,

Zuckerwaren, Lebzelter rc.

6 kr.

5 kr.

4 kr.

5 kr.

4 kr.

3 kr.

5 kr. 4 kr.

4 kr.

3 kr

3 kr.

9 kr

Anmerkung  I . Für Bruchtheile eines Meters wird die volle Gebür wie für
einen Meter eingehoben.

Anmerkung  II . Die Tiefe eines Standes kann je nach den räumlichen
Verhältnissen bis zwei Meter betragen ; falls es nach den Platzver¬
hältnissen zulässig erscheint, einem Standbesitzer einen Platz mit größerer
Tiefe einznräumen , so hat derselbe für das Übermaß, welches über die
normalmäßige Tiefe von zwei Meter benützt wird , eine Mehrgebür von
zwei Kreuzer per Quadratmeter ohne Unterschied der Lage des Verkaufs¬
platzes zu entrichten.

Anmerkung  III . Die Standgebüren sind auch für jene Tage zu entrichten,
an welchen die Stünde unbenützt ans dem Standplatze stehen gelassen
werden.

b) für die Standplätze der auswärtigen Prodncenten und Händler
(Landparteien), welche ihre Feilschaften entweder in Gefäßen feil¬
bieten oder auf dem Boden anslegen, per einen Quadratmeter
Belegfläche und Tag . 3 kr.

e) für Wägen ohne Unterschied der Bespannung , von welchen herab
Victnalien oder Futterartikel verkauft werden, pro Tag . . . . 12 kr.

für einen Milchwagen, mit welchem Milch zugeführt wird, pro Tag . 6 kr.
für einen einspännigen Holzkohlenwagen pro Tag . 15 kr.
für einen zweispännigen Holzkohlenwagen pro Tag . 25 kr.

ä ) für Schiffe im Donancanale , von welchen ans Victnalien verkauft
werden, und zwar für kleinere Schiffe (Zillen) pro Tag . . . . 20 kr.

für größere Schiffe (Trauner ), pro Tag . 30 kr.

§) für einen kleinen Fischbottich sammt Zuber oder Truhe . 10 kr.
ü) für eine Bank . 4 kr.
1) für einen Schemmel . . 2 kr.
1) für ein Tariftaferl ans dem Fischmarkte . 5 kr.

III . Einsahgebüreil
a) für die Aufbewahrung von Waren oder leeren Geschirren in den

Einsatzlocalen der Marktaufsichtsgebände auf dem Kärnthnerthor-
oder Schanzlmarkte, und zwar für einen Korb, Butte , Kiste, Bank,
per Stück und Tag . . 3 kr.

b) für die Benützung der städtischen Fischgeschirre im Donancanale zum
Einsetzen von Fischen, per Abtheilung und Woche . 1 fl.

IV. Lagergcbürm
1. für die Benützung des städtischen Freilagerplatzes im II . Bezirke,

Treustraße und der Schwabengestätte am rechten User des Donaucanales zur
Lagerung von:

n) Laden, Pfosten und Latten, per Cubikmeter und Woche . 2 kr.
d) Raffern, Sparren , Traunern , Halbbäumen , Bruckstreu, Per Stück

und Woche . - - 3 kr.
o) Baumstämmen , Floßbäumen und Hackstöcken, per Stück und Woche. 3 kr.
ä) Speichen, Clavierholz, Felgen , Sieben , Spänen , Binderholz,

Schindeln, Kehlheirnerplatten, Ziegeln, Ban - und Mühlsteinen,
Hafnerthon, per einen Quadratmeter Lagerraum und Woche . . . 4 kr.

2. für die Benützung des Schanzlmarktes zur Lagerung von:
e) Brennholz als Beiladung , für einen Quadratmeter Belegraum und

Woche . 3 kr.
I) Thongeschirren, für einen Quadratmeter Lagerraum und Woche. . 3 kr.
§) leeren Geschirren (Butten rc.) per Stück . 1 kr.

3. dann des städtischen Lagerplatzes an der Weißgerberlände zur Lage¬
rung von:

ü) Brennholz , per einen Quadratmeter Lagerraum und Woche . . . 5 kr.

V. Waggebürcn
für das Abwägen auf den städtischen Brückenwagcn am Centralmarkte

im V. Bezirke für je 50 Kilogramm oder weniger . . . 1 kr.

25 .

(Abgabe von Hochquellenwasser sttr den außer¬
gewöhnlichen Bedarf , snr Industrie - und Bauzwecke

in den Bezirken Ai.» bis ^ R^ .)
Der zur einstweiligen Besorgung der Geschäfte der Reichshaupt-

und Residenzstadt Wien bestellte k. k. Bezirkshauptmann Dr . v.
Friebeis  hat mit Verfügung vom 5. October 1895, P .-Z. 8137,
Nachstehendes angeordnet:

In dcn Bezirken XI bis XIX kann außer dem zum Trink- und Hans-
bedarfe nothwendigen Wasser (Normalwasser) abgegeben werden:

1. Wasser zum außergewöhnlichen Bedarfe  nur bis zu einem
täglichen Quantum von 25 ül.

2. Industrielles  Wasser nur für jene Gewerbe, welche die Erzeugung
oder Verabreichung von Nahrungs -, Genuss- oder Arzeneimitteln betreffen,
ebenfalls nur bis zu einem täglichen Quantum von 25 ül.

3. Wasser für Trinkbedarf der Arbeiter  in größeren Fabriks-
Etablissements ebenfalls nur in dem Quantum von täglich 25 lll.

4. Eine Abgabe von Hochqnellenwasser zu anderen Zwecken findet nicht
statt und kann nur ausnahmsweise ans sanitären oder sonstigen öffentlichen
Interessen mit Bewilligung des Magistrates auch in anderen als den unter
1 bis 3 bezeichnten Fällen und in größeren Quantitäten Hochqnellenwasser
abgegeben werden.

5. Die aä 1 bis 4 verzeichnte Abgabe findet nur auf Widerruf statt, so
dass der Wasserbezng bei minderer Ergiebigkeit der Hochqnellenleitnng sofort
und ohne Kündigung eingestellt werden kann.

II . Auslcihgcbüren
(pro Markttag)

a.) für eine Wage (Decimal- oder Fischwage) sammt Wagbank und
Gewichten . .

b) für einen Hektoliter . .
o) für einen Halb- oder Viertelhektoliter.
ä) für ein kleines Meßgeschirr.
e) für einen Kohlensack am Holzkohlenmarkte.
I) für einen großen Fischbottich sammt Zuber.

21
14
7
4
4

15

kr.
kr.
kr.
kr.
kr.
kr.

Ferner hat derselbe unterm 12. April 1896, P .-Z. 2554,
nachstehende Verfügung getroffen:

In Ergänzung der die Abgabe von Hochqnellenwasser zu Jndnstriezwecken
in den genannten Bezirken regelnden Verfügung vom 5. October 1895,
Z . 8137, wird bestimmt:

In den Bezirken XI bis XIX kann in der Regel in der Zeit vom April
bis August Bauwasser  unter der Bedingung abgegeben werden, dass:

1. die Abgabe nur auf Widerruf erfolgt, somit die Abgabe jederzeit ohne
Kündigung durch Absperrung eingestellt werden kann;



41Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien . — Nr . 34 , 28 . April 1896.

2 . die Anmeldung für die ganze in Aussicht genommene Bauzeit mit
einem täglichen Bezüge von mindestens 15 und höchstens 25 I>I erfolgt;

3 . die factische Abgabe auf jene Fälle von Um - oder Neubauten beschränkt
wird , in welchen nach 8 62 der Wiener Bauordnung die Einleitung des Hoch-
guellcnwassers in das Gebäude zn erwarten ist, somit eine besondere Anzapfung
für Bauwasser vermieden wird und die erfolgende Anzapfung gleich für die
Speisung der Hauswasserleitnng dient;

4 . endlich das angeweudete Wasserquautnm nach dem für Jndnstriewasser
bestimmten Betrage entweder im vorhinein bezahlt oder eine diesem Betrage
entsprechende Caution gegen dem erlegt wird , dass jene Beträge , die durch eine
frühere nnd vor Ablauf der Bauzeit erfolgende Absperrung des Wassers infolge
geringerer Ergiebigkeit des Zuflusses der Hochguellenleitung als zn viel bezahlt
erscheinen , nach entsprechender Abrechnung rückgestellt werden;

5 . etwaige Missbräuche des Wasserbezugsrechtes für Bauzwecke durch
Weiterbegebnng von Wasser rc . hat die sofortige Einstellung der Wasserabgabe
zur Folge.

26 .

(Abänderung des OrganisationsftaLntes für die
Feuerwehr der Stadt Wien .)

Bei Feststellung der neuen Fassung des § 19 des Orga¬
nisationsstatutes für die Feuerwehr der Stadt Wien vom 9 . Mai
1884 , G .-R .- Z . 1220 , wurde irrthümlich der Gemeinderaths-
Beschluss vom 6 . Juli 1894 , Z . 2561 , durch welchen bereits die
ersten zwei Absätze dieses Paragraphen abgeändert worden sind , nicht
berücksichtigt nnd fand demnach auch im Amtsblatte Nr . 26 6x1896
( „ Gesetze, Verordnungen rc. " III , 26 ) diese unrichtige Form Auf¬
nahme . Unter Rücksichtnahme ans den erwähnten Plenar -Beschluss,
sowie auf die Verfügung des zur einstweiligen Besorgung der Ge¬
schäfte der Neichshaupt - und Residenzstadt bestellten k. k. Bezirks-
hanptmannes vom 27 . December 1895 , Z . 9882 (M .-Z . 69353
6X 1895 ) , hat der Paragraph nachstehenden Wortlaut:

8 19.

Bei dev Verleihung definitiver städtischer Dieuerpostcn wird den Chargen
der städtischen Feuerwehr , welche nicht mit Jahresgehalt angestellt sind nach
zurückgelegter sechsjähriger , tadelloser Dienstleistung , bei gleicher Befähigung und
bei gleicher Dienstzeit im städtischen Dienste von Mitbewerbern der Vorzug
eingeräumt.

Bei Verleihung definitiver Dienerstellen hat die Einreihung in die
III . Bezugsclasse, jedoch mit einer, beziehungsweise zwei Quiuquenualznlageu
von jährlich je 50 sl. stattzufinden , wenn der Betreffende bereits über fünf,
beziehungsweise zehn Jahre in der städtischen Feuerwehr gedient hat.

Die Feuerwehrmaunschaft , einschließlich der Chargen , welche nicht mit
Jahresgehalt angestellt sind , haben im Falle ihrer Verunglückung im Dienste
und der infolge derselben eintretenden Dienstunfähigkeit Anspruch ans eine
Pension wie ein Diener II . Bezugsclasse mit niederstem Jahresgchalte von
550 fl . und steigt der Ruhegehalt mit jedem über das zehnte Dienstjahr in der
Feuerwehr zurückgelegten Dienstjahre nnd mit jeden , nach § 8 der Pensions¬
vorschrift für Gemeindebeamte und Diener noch weiter in Anrechnung gebrachten
Jahre um 2 ^2 Percent des Amtsdienergehaltes.

Den Bediensteten der städtischen Berufsfeuerwehr und den nach dem Un-
fallvcrsichcrungsgesetze vom 28 . December 1887 , R . -G .- Bl . 1 ox 1888 , an¬
spruchsberechtigten Angehörigen derselben steht beim Eintritte eines Betriebs¬
unfalles der Anspruch auf eine Pension zu , welche die Höhe der in den HZ 6
und 7 des oben erwähnten Gesetzes festgesetzten Rente erreicht , vorausgesetzt,
dass diesen Bediensteten nicht ans Grund anderer Bestimmungen der Anspruch
auf eine höhere Unfallsversicherung zukommt.

27 .

(Umgangnahme von der Reversintabnlation bei bau
lichen Herstellungen im Straßengrunde , als : Holz-

einwurfsöffnungen re.)
Anlässlich mehrerer vorgekommener Fälle , dass das Begehren der Ge¬

meinde Wien um Einverleibung der reversmäßig begründeten Verbindlichkeit,
„anznerkennen , dass der zur Herstellung von Holzeinwurfsschächten rc . in
Anspruch genommene Straßengrnnd öffentliches Gnt der Gemeinde Wien sei,"
als Rcallast von den k. k. Tabularbehörden abgewiesen wurde , weil diese Ver¬
pflichtung keine Leistung involviert , zum Wesen der Reallast aber eine Leistung
gehört und übrigens das Eigenthnmsrecht der Gemeinde Wien an dem be¬
treffenden Straßengrund ohnedies vollständig gewahrt bleibt , hat der zur einst¬
weiligen Besorgung der Geschäfte der Reichshaupt - und Residenzstadt bestellte
k. k. Bezirkshauptmann Dr . v. Fried eis  nach Anhörung des Beirathes
(Sitzung vom 25 . Februar 1896 ) zur Z . 1363 unterm 26 . Februar 1896 die

Verfügung getroffen , dass unbeschadet der Belastung des Passus .. anzuerkennen
.rc ." im Contextc der künftig anlässlich von baulichen Herstellungen
im Straßengrunde — auszustellenden Reverse von der grundbücherlichen Sicher¬
stellung dieser Verbindlichkeit als Neallast auf den betreffenden Realitäten in
den kommenden Fällen abzusehen sei. (M .-Z . 25949/1 .)

28 .

(Instruction für Genofsenschafts Commissäre . )
Der Wiener Magistrat hat über Greminl - Beschluss vom

5 . März 1896 zur M .-Z . 39682 6X 1895/XVIII nachstehende
Instruction für die als Genossenschafts -Commissäre verwendeten
Magistratsbeamten hinausgegeben:

Instruction.

Ausgabe des Commistars im allgemeinen.

8 i.

Der Commissär ist der Vertreter der politischen Behörde nnd hat als
solcher darüber zu wachen , dass die für die Genossenschaften und die mit
denselben in Verbindung stehenden Institutionen (als : Krankenkassen , Gehilfen¬
versammlungen , Schiedsgerichte ) bestehenden gesetzlichen und statutarischen
Vorschriften eingehalten werden . (Z 127 Gewerbeordnung .)

Aus Grund welcher Verständigungen der Commissär sich ;u genossenschaftlichen
Versammlungen ;u begeben hat.

8 2.
Der Genossenschafts -Commissär hat sich zu den Genossenschaftsversamm-

lnngen (Meisterversammlungen ) auf Grund der ihm nach Z 119 u des Gewerbe¬
gesetzes zur Kenntnis gebrachten Einberufung , ebenso auch zu den General-
(Delegierten -) Versammlnngen der genossenschaftlichen Krankenkassen , zu den
Gehilfenversammlnngen aber nur über jedesmaligen Auftrag des Magistrates
zn begeben.

Er ist auch berechtigt , den Sitzungen der Genossenschaftsansschüsse , der
schiedsgerichtlichen Ausschüsse , der Krankencassenvorstände und der Gehilfen¬
ausschüsse jederzeit beizuwohnen.

Verständigung der Ir. lr. polizeidirection von der Abhaltung der Versammlungen.

8 3.

Von dem Stattfinden einer Genossenschafts - , Gehilfen - und Krankeu-
cassenversammlnng hat der Commissär stets einige Tage vor dem zur Abhaltung
der Versammlung bestimmten Tage eine Anzeige an ' die k. k. Polizeidirection
zu richten.

Hält der Commissär ans triftigen Gründen besondere Vorsichtsmaßregeln
polizeilicher Natur gelegentlich der bevorstehenden Versammlung für geboten,
so ist das diesbezügliche Ersuchen der gedachten Anzeige ausdrücklich beiznfügen.

Obliegenheiten des Commissürs vor der Versammlung.

8 4.

Bevor die Versammlung eröffnet wird , hat der Genossenschafts -Commissär
durch den Vorsitzenden constatieren zu lassen , ob eine im Sinne der Statuten
zur Beschlussfähigkeit genügende Anzahl stimmberechtigter Theilnehmer anwesend
ist . Er hat den Vorsitzenden aufmerksam zu machen , dass andere Personen
wohl anwesend sein , jedoch weder sprechen noch mitstimmen dürfen.

Ist die zur Beschlussfähigkeit erforderliche Zahl von stimmberechtigten
Theilnehmern nicht anwesend , so hat der Commissär nach Ablauf einer ange¬
messenen Wartefrist dem Vorsitzenden zn bedeuten , dass die Versammlung
nicht stattfinden darf.

Obliegenheiten des Commistars bei Wahlversammlungen.

8 5.

Zur Vornahme von Wahlen ist es nicht erforderlich , dass gleichzeitig die
zur Beschlussfähigkeit nöthige Anzahl von Theilnehmern anwesend sei. Es
genügt , dass die abgegebenen Stimmzettel diese Zahl erreichen.

Jedoch ist bei Wahlen mit möglichster Strenge darauf zu achten , dass
an denselben nur solche Personen sich betheiligen , welche sich über ihr Wahl¬
recht gehörig auszuweiscn vermögen.

Als Legitimation sind bei den Meisterwahlen die Wahleinladung , der
Gewerbeschein , das Concessionsdecret oder der Stenerbogen , bei den Gehilfen¬
wahlen die Wahleinladung , das Mitgliedsbuch der Kraukeucassa , das Arbeits¬
buch oder die Arbeitsbestätigung des Meisters anznerkennen.

Für die allenfalls nothwendigc Agnoscierung der Wähler ist in einer
entsprechenden Weise Sorge zn tragen.

Auch ist darüber zu wachen , dass jeder Stimmberechtigte seine Stimme
frei und unbefangen abgeben kann.

Jeder Wählende hat seine Stimme persönlich abzngeben . Eine Stell¬
vertretung ist nicht statthaft.
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Nach Ablauf der zur Wahlhandlung festgesetzten Frist , welche in den
Einladungen genau angegeben sein muss , ist das Wahllocale zu schließen und
sind nur 'mehr die daselbst anwesenden Wähler zur Stimmenabgabe zuznlassen.

Giltigkeit haben nicht nur die etwa von der Genossenschaft oder dem
Gehilfenansschnsse ausgegebenen Stimmzettel , sondern auch sonstige Stimm¬
zettel jeder Art . Auch gedruckte Stimmzettel sind zulässig.

Stimmen , welche auf eiue von der Wählbarkeit ausgeschlossene Person
fallen oder die zu wählende Person nicht deutlich genug entnehmen lassen , sind
ungiltig.

Leere oder sonst für ungiltig erklärte Stimmzettel sind bei der Berechnung
der absoluten Stimmenmehrheit nicht mitzurechnen.

Der Commissär hat , unbeschadet der der Genossenschaft selbst obliegenden
Verpflichtungen , dem Magistrate mit Anmerkung der Stimmenzahl den
gewühlten Genossenschafts -Vorsteher und Gehilfenobmann behufs Bestätigung,
die gewählten Mitglieder des schiedsgerichtlichen Ausschusses behufs Vornahme
der Angelobung , den Vorsteher -Stellvertreter , Gehilfenobmann -Stellvertreter
und den Obmann der Krankencassa behufs Kenntnisnahme und Evidenzhaltung
anzuzeigen.

Obliegenheiten des Commissärs , falls zur Beschlussfähigkeit eine gualisieicrtc
Majorität »athmendig ist

8 6.
Bei Beschlüssen , zu deren Giltigkeit eine qualificierte Majorität noth-

wendig ist , bat der Commissär das Stimmenverhältnis genau konstatieren , sich
das Protokoll vorlegen zu lassen , dasselbe eingehend zu prüfen und dessen
Nichtigkeit durch seine Unterschrift zu bestätigen.

Art der Abstimmung bei dm Generalversammlungen der Krankenkassen.

8 7.

Die Gewerbsiuhaber , ohne Unterschied , ob sie sich alle an der General¬
versammlung bctheiligen oder sich durch Bevollmächtigte vertreten lassen —
den Gehilfen ist letzteres nicht gestattet — stimmen in der Generalversammlung
der Krankencassa stets als besondere Curie , und ist das Abstimmungsergebnis
bei der Ermittlung des Resultates der Gesammtabstimmung mit soviel Stimmen
auzurechnen , als die Hälfte der anwesenden stimmberechtigten Gehilfen ausmacht.

Bbliegenhkitcn des Commissürs bei Versammlungen überhaupt.

8 8.
Während der Versammlung hat der Commissär besonders darüber zu

wachen , dass nur die Gegenstände der Tagesordnung znr Verhandlung und
Beschlussfassung kommen , und dass die Verhandlungsgegenstände mit Nutze,
in Ordnung und ohne alle Störung erledigt werden.

Er hat nicht zuzulassen , dass Gegenstände , welche nicht streuge zu den
nach dem Gesetze und den bezüglichen Statuten im Wirkungskreise der be¬
treffenden Versammlung enthaltenen Angelegenheiten gehören , in Verhandlung
gezogen , dass obrigkeitliche Verordnungen oder höhere Entscheidungen und
Anordnungen nngebürlich kritisiert werden oder sonstige die Ruhe und Ordnung
störende Vorgänge sich ereignen.

Wenn der Leiter und die Ordner der Versammlung den gesetz- und
ordnungsmäßigen Verlauf derselben nicht aufrecht zu erhalten imstande sind
oder den an sie zu richtenden Anordnungen des Commissärs keine Folge leisten,
hat der letztere die Schließung der Versammlung durch ihren Leiter zu ver¬
fügen , beziehungsweise , falls derselbe dieser Anordnung nicht sofort nachkommt,
oder falls die Versammlung einen die öffentliche Ordnung bedrohenden Charakter
annimmt , selbst die Auflösung derselben auszusprechen.

Wenn der Commissär im Zweifel über die Zulässigkeit eines Beschlusses
ist , hat er denselben zu sistieren und dem Magistrate znr Entscheidung vorzulegen.

Berichterstattung.

§ 9.

Über den Verlauf einer jeden Versammlung ist dem Magistrate zu
berichten.

Überdies ist der Magistratsdirectiou bei wichtigeren Vorkommnissen in
Genossenschaftsversammlungen ein mündlicher Bericht zu erstatten.

Allgemeine .Obliegenheiten des Commissärs gegenüber der Genossenschaft Kraft
seines Amtes als Aufsichtsorgan.

810.

Der Genossenschafls -Commissär hat einerseits im allgemeinen die Wahrung
der Gesetze und sonstigen Vorschriften bei der Geschäftsführung der Genossen¬
schaft , welche seiner Aufsicht unterstellt ist , zu überwachen.

Er hat sich zu diesem Zwecke auf angemessene Weise von der fortwährend
gesetz- und statutenmäßigen Geschäftsführung der Genossenschaft und der mit
derselben in Verbindung stehenden Institutionen zu überzeugen , vorfallende
Unzukömmlichkeiten , soweit dies thunlich , durch vermittelnde Intervention ab¬
zustellen , wenn dies aber erfolglos oder unstatthaft sein sollte , dem Magistrate
die betreffenden Umstände zur Anzeige zu bringen.

Andererseits jedoch hat sich der Commissär auch das Vertrauen der ihm
zugewiesenen Genossenschaft und ihrer Angehörigen zu erwerben und denselben
in zweifelhaften Fällen , soweit sie genossenschaftliche Angelegenheiten betreffen,
seinen Nath in angemessener Weise zutheil werden zu lassen.

Überhaupt hat er sich über alle in seiner Genossenschaft bestehenden Ver¬
hältnisse , deren Wahrnehmung für den Magistrat als Gewerbcbehörde von
Interesse sein kann , wie zum Beispiele über die Stellung der Arbeitnehmer
zu den Arbeitgebern , über das Lehrlingswesen , über die Thätigkeit des schieds¬
gerichtlichen Ausschusses , über die ordentliche Führung der Gehilfen - und
Lehrlingsprotokolle , über die entsprechende Vornahme der „ Freisprechungen"
und über die unparteiische , pflichtgetreue Amtsführung der genossenschaftlichen
Functionäre derart in beständiger Kenntnis zu erhalten , dass von ihm über
Verlangen verlässliche Äußerungen und Gutachten erstattet werden können.

Besondere Aufsicht hinsichtlich der Vermögensverwaltung.

8 11-

Was insbesondere die Vermögensverwaltung der Genossenschaften und
ihrer Krankencassen betrifft , so hat der Gcnoffenschafts -Commissär auf die
Führung eures entsprechenden Empfangs - und Ausgabs -Journales und auf
die sorgfältige Buchung der Einnah neu und Ausgaben zu dringen , in das
der Genossenschafis - , beziehungsweise Krautencassenversammlung jährlich vorzu-
legende Präliminare , sowie in den jährlichen Rechnungsabschluss Einsicht zu
nehmen und , falls in demselben Posten Vorkommen sollten , welche nach den
gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen materiell oder formell zu bean¬
ständen sind , dem Magistrale hievon zur weiteren Amtshandlung unverzüglich
die Anzeige zu erstatten.

Vornahme von Cassafcontrierungen.

8 12-

Über Auftrag des Magistrates hat der Genossenschafts -Commifsär auch
Cassascontrierungen bei den Genossenschaften und ihren Krankencassen unter
Zuziehung eines Beamten der städtischen Buchhaltung vorzunehmen ; falls
nach seinen Wahrnehmungen eine derartige Scontrierung aus irgendwelchen
Gründen nothwendig erscheinen sollte , hat er den diesbezüglichen Äuftrag von
dem Magistrate in kurzem Wege zu erwirken.

Jedenfalls ist bei allen Scontriernngen , wenn sie nicht über eigenes
Ansuchen der betreffenden Cassavcrwaltungcn erfolgen , streng zu beachten , dass
die Zeit derselben den Cassaorganen früher nicht bekannt und somit der Zweck
einer unvermutheten Revision nicht vereitelt werde.

Über das Ergebnis jeder Scontrierung ist dem Magistrate Bericht zu
erstatten.

A n lj a n g.

Einige Entscheidungen über Specialfragen , welche anlässlich
geno ss en schastli cher V er sa mm lu n gen zu r Sprach e kommen können.

1 . Nr . 11 aus dem magistratischen Verordnungsblatte ex 1891 Nr . Xl.
Gewerbetreibende , die mehrere Gewerbe ausüben , für welche gesonderte

Genossenschaften bestehen , sind Mitglieder dieser Genossenschaften.

2 . Nr . 19 aus dem magistratischen Verorduungsblatte ex 1891 Nr . VI.
Der bloße Nichtbetrieb eines Gewerbes hat das Erlöschen der Mitglied¬

schaft zur Genossenschaft zur Folge.
3 . Nr . 14 aus dem magistratischen Verorduungsblatte ex 1886 Nr . VI.
Wenn ein Gewerbe durch eineu Pächter oder Stellvertreter betrieben

wird , so steht das active und passive Wahlrecht in der Genossenschaft dem
Pächter und Stellvertreter zu , ruht aber mittlerweile hinsichtlich des Gewerbs-
inhabers , der das Gewerbe nicht persönlich betreibt.

4 . Nr . 1 auf Seite 19 des magistratischen Verordnungsblattes ex 1886
Nr I.

Gedruckte Stimmzettel sind bei genossenschaftlichen Wahlen zuzulaffen.
5 . Nr . 3 ebendort.
Bei Genossenschaftswahlen ist es dem die Gewerbebehörde vertretenden

Commissär zu überlassen , je drei Genossenschaftsmitglieder von den einzelnen
Parteien als Vertrauensmänner znzuziehen und deren Namhaftmachung den
Vertretern der Parteien freizustellen.

6 . Nr . 14 aus dem magistratischen Verordnungsblatte ex 1885 Nr . II.
Den Frauen , sowohl in der Eigenschaft von Gewerbsinhaberinnen als

auch von weiblichen Gehilfen , kann weder das active noch das passive Wahl¬
recht bei den im Nahmen einer Genossenschaft vorkommenden Wahlen abge¬
sprochen werden.

7 . Plenarbeschluss des Magistrates vom 8 . Mai 1884 , Z . 131800 , auf
Seite 169 des magistratischen Verordnungsblattes ex 1884 Nr . III.

Bei engeren Genossenschaftswahlen sind Wahlberechtigte , welche beim
früheren Wahlgange ihre Stimme nicht abgegeben haben , von der Theilnahme
nicht ausgeschlossen.
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8 . Nr . 18 aus dcm magistratischen Verordnungsblatte ex 1889 Nr . II.
Dem Ansdrucke „ Gehilfe " (Geselle) kann rücksichtlich des Genossenschafts¬

wesens nicht die Bedeutung beigelegt werden , dass nur „Gehilfen " als Ange¬
hörige der Genossenschaft und als Mitglieder der Annex -Institutionen derselben
(Gehilfenversammlnugen , Krankencassen und Schiedsgerichte ) anzusehen wären.

9. Magistrats -Dircctions -Erlass Z . 865 ex 1889 auf Seite 333 des
magistratischen Verordnungsblattes ex 1889 Nr . XII.

Die Vertreter der öffentlichen Presse (Journalberichterstatter ) sind zu den
Versammlungen der Genossenschaftsmitglieder , sowie der Gehilfen dann znzn-
lassen, wenn die betreffende Versammlung hiezu ihre Zustimmung ertheilt hat.

10 . Nr . 1 auf Seite 158 des magistratischen Verordnungsblattes ox 1891
Nr . VII.

Die Genossenschafts -Commissäre haben über ihre in dieser Eigenschaft
gemachten Wahrnehmungen , welche zu irgendeiner Verfügung Anlass geben
können, nur dem Magistrate als der Vorgesetzten Behörde zu berichten.

11 . Decret des Wiener Magistrates vom 20 . August 1893 , Z . 128208.
Als Verhandlungssprache in den genossenschaftlichen Versammlungen ist

nur die Geschäftssprache des Magistrates , nämlich die deutsche Sprache / zuzn-
lasseu.

12. Nr . 13 aus Nr . IX der magistratischen Verordnungen und Ent¬
scheidungen ox 1894.

Befreiung der Genossenschaften von der Entrichtung einer Gebür für die
Intervention des Genossenschafts -Commissärs.

13 . Magistratsbeschluss vom 7. Juni 1890 , Z . 199658 , auf Seite 136
des magistratischen Verordnungsblattes ox 1890.

Die gleichzeitige Einberufung von zwei genossenschaftlichen Versammlungen
mit der Wirkung , dass die zweite Versammlung für den Fall der Beschluss¬
unfähigkeit der ersten ohne Rücksicht auf die Zahl der berechtigten Theilnehmer
beschlussfähig sein soll, ist gesetzlich nicht zulässig.

14 . Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 18. October 1885 , Z . 50539,
auf Seite 12 des magistratischen Verordnungsblattes ex 1886.

Im Falle ein Gehilfcnobmann nicht vorhanden ist, hat die Gewerbe¬
behörde die Gehilfenversammlnug eiuzuberufcn.

15 . Magistratsbcschluss vom 4 . April 1889 , Z . 226448 , auf Seite 162
des magistratischen Verordnungsblattes ex 1889.

Die durch die Gehilfenversammlung verursachten Auslagen sind in allen
Fällen von der Genossenschaft aus deren Vermögen zu bestreiten.

16. Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 30 . October 1890 , Z . 60805,
an die k. k. Polizeidirection in Wien.

Auf Geldsammlnngen gewerbegenossenschaftlicher Mitglieder oder Ange¬
höriger zu Strike - und anderen agitatorischen Zwecken, insofern derlei Samm¬
lungen weder von Gewerbegenossenschaften noch von genossenschaftlichen
Institutionen als solchen veranstaltet werden , steht den Gewerbebehörden keinerlei
Jngerenz zu, vielmehr sind lediglich die allgemeinen für Sammlungen giltigen
Vorschriften anzuwenden.

17 . Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 16. Februar 1889 , Z . 8445
an den Wiener Magistrat , auf Seite 121 des magistratischen Verordnunas-
blattes ex 1889.

Die Gehilfenversammlung ist zur Wahl einer LohntarifCommission nicht
berechtigt.

2S.

(Controlbücher für Rauchfangkehrungen . )

Magistratsdirector Krenn  hat an sämmtliche Leiter der magi¬
stratischen Bezirksämter unterm 14 . März 1896 , M .-Z . 41347/XIV,
nachstehenden Erlass gerichtet:

Gelegentlich mehrerer in verschiedenen Bezirken vorgekommener Rauch¬
fangfeuer wurde durch die Chargen der Beriissseuerwehr . welche gemäß den
Bestimmungen des Z 30 der Kehrordnuug die Eintragungen über Nauchfang-
feuer in den Controlbüchern vorzunehmen haben , constatiert , dass die nach
8 23 der Kehrordnung vorgeschriebenen Controlbücher in zahlreichen Häusern
nicht aufliegen.

Die Bezirksamtsleiter werden hievon mit Beziehung auf die Bestim¬
mungen des III . Abschnittes , 8 23 der Kehrorduung für Wien zur Einleitung
und Durchführung des Strafverfahrens wider allfällige schuldtragende Rauch¬
fangkehrer im dortigen Amtsbezirke mit dem Ersuchen in Kenntnis gesetzt, die¬
selben darauf aufmerksam zu machen, dass die Anlage und Beistellung der
Controlbücher nach dem vom Magistrate entworfenen Formulare nach den
Bestimmungen des 8 23 der Kehrordnung eine Pflicht der Rauchfangkehrer
ist und dass somit die Anschauung , als ob die Gemeinde die Controlbücher
anzulegen und an die einzelnen Hauseigenthümer zuzustellen habe, eine irrige ist.

Eine besondere Verständigung der Rauchfangkehrer -Genossenschaft in diesem
Sinne wurde unter einem von h. a . veranlasst.

3 « .

(Abänderung einiger Bestimmungen des Normales
über die den städtischen Beamten znkommenden

Augenscheins -, Kost - und Zehrgelder .)

Der zur einstweiligen Besorgung der Geschäfte der Reichs-
Haupt - und Residenzstadt bestellte k. k. Bezirkshanptmann Dr . v.
Friebeis  hat nach Anhörung des Beirathes mit Verfügung
vom 14 . April 1896 , Z . 2571 (M .-D .-Z . 484 ), nachstehende
Abänderung des obbezeichneten Normales ( Siehe Amtsblatt Nr . 6
ex 1896 , pa .A. 68 u . ff., sowie Richtigstellung auf xaA . 87 ) ge¬
nehmigt :

1. Im 8 14 wird nach dem ersten Satze folgender Passus eingeschaltet:
„Localerhebungen , ohne welche eine sachgemäße Erledigung nicht möglich

ist, oder welche von der Partei erbeten werden , geben dagegen Anspruch auf
den Bezug von Gebüren , wenn hiesür ein amtlicher Auftrag vorliegt ."

2. 8 24 hat zu lauten:
„Bezüglich der Kostgelder , welche in bestimmten Fällen den Beamten des

Marktamtes zukommen , bleiben , und zwar auch bezüglich der Höhe derselben
die hierüber geltenden besonderen Bestimmungen aufrecht ."
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(Provisorische Strahenniveanx . )

Der zur einstweiligen Besorgung der Geschäfte der Reichs-
Haupt - und Residenzstadt bestellte k. k. Bezirkshanptmann Dr.
v. Friebeis  hat nach Anhörung des Beirathes mit Verfügung
vom 14 . April 1896 , Z . 2636 ( M .-Z . 49384/IX ) , dem Magi¬
strate folgende Weisung ertheilt:

Künftighin hat in jenen Fällen , in welchen die Herstellung des definitiven
Straßenniveaus infolge der Ausführung von Neubauten im richtigen Niveau
Schwierigkeiten begegnet und daher bis zur Herstellung des definitiven Straßen¬
niveaus provisorische Vorkehrungen getroffen werden müssen, die Eetheilung
des Bauconsenses unter der Bedingung zu erfolgen , dass aus der Befassung
des dermaligen Niveaus , eventuell ans der Herstellung eines etwaigen Uber¬
gangsstadiums bis zum Zeitpunkte der Herstellung des definitiven Niveaus,
an die Gemeinde Wien keinerlei wie immer geartete Ansprüche gestellt werden
dürfen.

(Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

1896 publicierten Gesetze und Verordnungen .)

X . Reichsgksthblatt.

Nr . 43 . Finanzgesetz für das Jahr 1896 , vom
28 . März 1896.

Nr . 44 . Verordnung des Handelsministeriums vom
19 . Mürz 1896 , womit die im II . Abschnitte L II der provisorischen
Schiffahrts - und Strompolizeiordnuug für die Donau enthaltenen , mit der
Verordnung des Handelsministeriums vom 29 . April 1885 (N .-G .-Bl . Nr . 62)
erlassenen Bestimmungen für die Durchfahrt der Ruderfahrzeuge und Dampf¬
schiffe durch die Steiner Douaubrückc außer Kraft gesetzt werden.

Nr . 45 . Verordnung des Ministers für Cnltns
und Unterricht vom 19 . Mürz 1896 , betreffend die Nostri-
fication der von Frauen im Auslande erworbenen medicinischen Doctordiplome.

Nr . 46 . Kundmachung des Finanzministeriums vom
23 . März 1896,  betreffend die Errichtung einer Zollamtsexpositnr in
Szurdnk.

Nr . 47 . Verordnung des Finanzministeriums vom
25 . März 1896 , betreffend die Abstempelung von Obligationen (Losen)
der russischen zweiten Staats -Prämienanleihe vom Jahre 1866 ans Anlass
des Umtausches der alten Obligationen gegen neue Stücke.
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Nr . 48 . Gesetz vom 28 . März 1896 , betreffend die
weitere Ausdehnung , beziehungsweise Anwendung des Gesetzes vom 27 . April
1887 über die Versorgung der Witwen und Waisen von Officieren und von
Mannschaft des Heeres , der Kriegsmarine , der Landwehr und des Landsturmes.

Nr . 4 ;-. Verordnung des Handelsministeriums im
Einvernehmen mit den Ministerien des Innern und
der Finanzen Vom 10 . April 1896,  betreffend das Verbot des
Hausierhandels im Gebiete der Landeshauptstadt Prag und der Vorstadt¬
gemeinden Karolinenthal , Smichow , Königliche Weinberge , /üxkow und
Wrschowitz .*)

Nr . 50 . Verordnung des Ministeriums für Landes-
vertheidignng vom 11 . April 1896 , betreffend die Ausgabe
eines neuen Anhanges zu den Wehrvorschriften , III . Theil.

Nr . 58 . Kundmachung des Ministeriums für
L audesvertheidiguug vom 3 . März 1896,  betreffend die
Abänderung der Bezeichnung der niederösterreichischen Laudes -Fachschule für
Maschinenwesen in Wiener -Neustadt in „niederösterreichische Landes -Gewerbe-
schule — höhere Gewerbeschule mechanisch-technischer Richtung — in Wiener-
Neustadt " und deren Gleichstellung mit den höheren Staats -Gewerbeschulen
hinsichtlich des einjährigen Präsenzdicustes im Eisenbahn - und Telegraphen-
Regnuente .*)

Nr . 52 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Haitdels , einverständlich mit dem Obersten
Rechnungshöfe , vom 24 . März 1896 , betreffend die Be¬
nützung des Anweisungs - (Check- und Clearing -) Verkehres der Postsparcassa
bei Steuer - und Gebürenzahlungen in Niederösterreich .*)

Nr . 53 . Kundmachung des Finanzministeriums vom
27 . März 1896 , betreffend die Ermächtigung des Ncbenzollamtes in
Pirano zur zollfreien Behandlung von voraus - oder nachgesendeten Neiseeffecten.

Nr . 54 . Kundmachuug des Finanzministeriums vom
30 . März 1896 , betreffend die Richtigstellung des Tarasatzes für Asbest¬
waren der T .-Nr . 254ter o), ä ), o) in Kisten in der im Jahre 1895 erschienenen
Ausgabe des Zolltarifes.

Nr . 55 . Kundmachung des Finanzministeriums vom
2 . April 1896,  betreffend die Errichtung einer Hanptzollamts -Expositur
auf dem Staatsbahuhofe in Troppau.

Nr . 50 . Kundmachung des Finanzministeriums vom
2 . April 1896 , betreffend die Einschränkung der Befugnisse der Zoll-
amis -Expositur auf dem Ostbahnhofe (vormals Centralbahnhof ) der königlich
ungarischen Slaatsbahnen in Budapest.

Nr . 57 . Gesetz vom 9. April 1896 , betreffend die Auf¬
bringung der Mittel für den Umban der sogenannten Gewehrfabriks - Realität
in der Währingerstraße in Wien für Zwecke der medicinischen Facultät der
k. k. Wiener Universität.

Nr . 58 . Gesetz vom 9. April 1896 , betreffend die Auf¬
bringung der Geldmittel für den Erweiterungsbau zum medicinischen Jnstitnts-
gebäude der k. k. böhmischen Universität in Prag.

Nr . 59 . Verordnung des Handelsministeriums im
Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern vom
14 . April 1896 , wonach für den Fall der Vornahme von Aichamts-
handlnngen außerhalb des Aichamtes zur Sicherung der Hereinbringung der
Aichgebüren , dann der Diäten und Reisekosten, sowie der sonst etwa aus
diesem Aulaffe erwachsenden Auslagen der Erlag eines Vorschusses gefordert
werden kann.

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc . " vollinhaltlich ausgenommen.

Nr . 60 . Kundmachuug des Finanzministeriums vom
15 . April 1896 , betreffend die Verlegung des Amtssitzes des Finanz-

inspectorates in Sereth nach Radantz.

Nr . 61 . Gesetz vom 13. April 1896 , betreffend die
Ausdehnung der zeitlichen Befreiung von der Hauszinssteuer für Umbauten,
welche im Gebiete der Stadtgemeinde Brünn aus öffentlichen Affanierungs-
oder Verkehrsrücksichten vorgenommen werden.

L. Laudesgesetzblatt.
Nr . 10 . Kuudmachung des k. k. Statthalters im

Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
26 . Jänner 1896 , Z . 4629 , betreffend die Erhöhung der Ver-
pflegstaxe im allgemeinen öffentlichen Krankenhause in Stockerau .*)

Nr . II . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
17 . März 1896 , Z . 22680 , betreffend die Zulassung der von
Julius Rütgers , Fabrikanten in Angern und Witkowitz, erzeugten Dachstciu-
pappcnfabrikate zu Dacheiudecknngen .*)

Nr . 12 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
29 . März 1896 , Z . 26447 , betreffend die der Gemeinde Wien
ertheilte Bewilligung zum Verkaufe des städtischen Hauses Or .-Nr . 28 Kärnthuer-
straße , Einl .-Z . 598 , I . Bezirk.

Nr . 13 . Verordnung der k. k. Finanz - Landes-
Direction in Wien vom 11 . März 1896 , Z . 12278,
betreffend den Taraabzng für Conservenflcisch bei der Gewichtsermittlung für
die Wiener Linieuverzehrungsstener.

Nr . 14 . Verordnung des Ministeriums des Innern
im Einvernehmen mit den Ministerien für Cultus und
Unterricht und des Handels vom 21 . Jänner 1896,
betreffend die gänzliche oder theilweise Rückerstattung der Prüfungstaxe an
Bewerber von Bari -, Maurer - , Steinmetz -, Zimmer - und Brunnenmeister-
berechligungeu , welche vor Ablegung der Prüfung von derselben zurücklleteu.

Nr . 15 . Verordnung der k. k. Finanz - Landes-
Directiou in Wien vom 11 . April 1896 , Z . 17465,
wegen Ergänzung der Taratabelle zum Wiener Linienverzehrungssteuertarife.

Nr . 16 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
31 . März 1896 , Z . 24430 , betreffend die Verlautbarung des
von der Wasscrgenossenschaft in Scharndorf , Höflein und Rohrau mit dem
nieder-österreichischen Landesausschusse und der Staatsverwaltung abgeschlossenen
Übereinkommens bezüglich der Entwässerungsanlage in den Gemeinden Scharn¬
dorf , Höflein und Rohrau.

Nr . 17 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
17 . April 1896 , Z . 36361 , betreffend die der Gemeinde Wien
ertheilte Bewilligung zur Veräußerung eines Bestandtheiles ihres unbeweglichen
Vermögens oder Gutes.

Nr . 18 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
17 . April 1896 , Z . 37203 , betreffend die Aufnahme eines Dar¬
lehens gegen Verpfändung mehrerer dem Lande Niederösterreich eigenthümlicher
Realitäten.

* ) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc . " vollinhaltlich ausgenommen.
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